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1. Wesentliches Ergebnis 

1. Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) und die 
Bundesrepublik Deutschland beabsichtigen, sich mit der Freien 
und Hansestadt Hamburg als Austragungsort um die Ausrichtung 
der Olympischen und Paralympischen Sommerspiele im Jahr 
2024 zu bewerben. Für die Gastgeberstadt kann die Ausrichtung 
der Spiele große Chancen beinhalten, sie birgt aber auch erhebli- 
che Risiken. Es ist Aufgabe des Rechnungshofs, auf diese Risiken 
hinzuweisen. 

2. Die mit der Bewerbung und gegebenenfalls Ausrichtung der Spiele 
verbundenen Rahmenbedingungen, nämlich 

- einerseits die finanzielle Dimension eines solchen Projekts, 
die zeitliche Enge für Planüngen ünd Entscheidüngen sowie 
die notwendige Akzeptanz der lOC-Regülarien ünd 

- anderseits die Gesamtheit der von der Freien ünd Hansestadt 
Hambürg im Übrigen zü beachtenden Regelüngen 

müssen in Einklang gebracht werden. Weder darf die verfassüngs- 
rechtlich verankerte Schüldenbremse ümgangen werden noch 
dürfen haüshaltswirksame Entscheidüngen ohne Vorliegen der 
dazu notwendigen Voraussetzungen getroffen werden. Was im 
Kleinen aus gutem Grund gilt, darf für das Große erst recht nicht 
zur Disposition stehen. 

3. Die endgültige Entscheidung über eine Bewerbung sollen die 
Hamburgerinnen und Hamburger am 29. November 2015 in einem 
Bürgerschaftsreferendum treffen. Zu diesem aus Sicht der Pla- 
nung frühen Zeitpunkt können 

- überwiegend keine nach DIN 276 definierte Kostenrahmen 
aüf der Gründlage abgeschlossener Bedarfsplanüngen für die 
vielfältigen Infrastrüktürvorhaben entsprechend der Gründs- 
atze des Kostenstabilen Baüens für die Projektvorbereitüngs- 
phase (Tzn. 19 bis 32), 

- keine Nützen-Kosten-Untersüchüng für die Spiele insgesamt 
(Tzn. 48 bis 53) ünd 

- kein verbindliches Finanzierüngskonzept ünter den Rahmen- 
bedingüngen der Schüldenbremse (Tzn. 54 bis 75) 

vorliegen. Es ergeben sich erhebliche Planüngs- ünd typische 
Kostensteigerungsrisiken infolge des einstweilen unsicheren Pla- 
nungsstandes. Zudem besteht aufgrund der Regelungen der 
Olympischen Charta (OC) ein nicht identifizierbares und damit 
noch nicht quantifizierbares Risiko aus der erwartbaren Übernah- 
me von Gewährleistungen gegenüber dem Internationalen Olym- 
pischen Komitee (IOC) (Tzn. 76 bis 83). 
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4. Die frühzeitige Kiärung der Frage, ob Oiympische und 
Paraiympische Sommerspieie 2024 in Hamburg die erforderiiche 
Zustimmung der Bevöikerung finden, und die Notwendigkeit einer 
verantwortungsvoiien Haushaits- und Wirtschaftsführung sowie 
einer nachhaitigen Finanzwirtschaft müssen sich aber nicht aus- 
schiießen. 

Notwendig ist eine differenzierte Entscheidungsaufbereitung der 
Finanzbedarfe und der Finanzierung aiier im Zusammenhang mit 
den Spieien stehenden Maßnahmen, um die Einhaitung der 
Schuidenbremse zu gewährieisten (Tz. 74). 

Zur sachgerechten Ausübung des Budgetrechts durch die Bürger- 
schaft wird es notwendig sein, ihr ab 2017/2018 an zentraier Steiie 
im jeweiiigen Haushaitspian-Entwurf oder in gesonderten Druck- 
sachen zu den Haushaitsberatungen der Bürgerschaft regeimäßig 
eine zusammenhängende Aufbereitung aiier finanzieiien Auswir- 
kungen der Spieie vorzuiegen (Tzn. 84 bis 90). 

im Hinbiick auf die noch nicht ausreichende Erkenntnisiage zum 
Zeitpunkt des Bürgerschaftsreferendums erscheint es geboten, 
dass die Bürgerschaft im Bück behäit, rechtzeitig vor Abschiuss 
des Gastgeberstadtvertrags im Sommer 2017 die dann bekannten 
Fakten, Chancen und Risiken der Ausrichtung der Oiympischen 
und Paraiympischen Sommerspieie 2024 erneut zu bewerten 
(Tzn. 91 bis 95). 

5. Es iiegt an der Bürgerschaft, zu gegebener Zeit von ihrem 
verfassungsmäßigen Recht Gebrauch zu machen, die Bindung an 
ein etwaiges positives Votum des Bürgerschaftsreferendums zu 
überprüfen und gegebenenfaiis durch einen Beschiuss gemäß Ar- 
tikei 50 Absatz 4a der Verfassung der Freien und Hansestadt 
Hamburg zu beseitigen, wenn bis zum Ende des Bewerbungsver- 
fahrens Umstände eintreten oder sich abzeichnen, die ein Festhai- 
ten an der Bewerbung ais nicht mehr vertretbar erscheinen iassen. 
Zu soichen, ein Umsteuern rechtfertigenden Umständen könnten 
insbesondere gehören 

— die Unmögiichkeit oder ernsthafte Gefährdung der Einhaitung 
der vom Grundgesetz der Bundesrepubiik Deutschiand und 
der von der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 
festgeiegten Schuidenbremse, 

— erhebiiche Kostensteigerungen gegenüber den Annahmen 
zum Zeitpunkt des Bürgerschaftsreferendums, 

— die Unmögiichkeit der Reaiisierung aus zeitiichen Gründen, 

— die Feststeiiung, dass die Kosten der Ausrichtung der Spieie 
für die Freie und Hansestadt Hamburg deren Nutzen deutiich 
übersteigen, und 

— rechtiich und wirtschaftiich inakzeptabie Bedingungen des 
iOC. 
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2. Prüfungsgegenstand 

2.1 Anlass und Umfang der Prüfung 

6. Der DOSB und die Bundesrepublik Deutschland beabsichtigen, 
sich mit der Freien und Hansestadt Hamburg als Austragungsort 
um die Ausrichtung der Olympischen und Paralympischen Som- 
merspiele im Jahr 2024 zu bewerben. Die Ausrichtung der Spiele 
wird insbesondere wegen der in diesem Zusammenhang vorgese- 
henen Infrastrukturvorhaben (Sportstätten sowie zahlreiche Er- 
schließungsmaßnahmen) für die Freie und Hansestadt Hamburg 
bei bislang nicht abschatzbarer Beteiligung Dritter einen Finanz- 
bedarf von mehreren Mrd. Euro auslösen. 

7. Nach einer im Juni 2012 veröffentlichten Studie ist in der 
Vergangenheit der Finanzbedarf für Olympische ünd Paralympi- 
sche Spiele regelmäßig wesentlich höher ausgefallen, als sieben- 
einhalb Jahre zuvor zum Zeitpunkt der Bewerbung geplant. ^ 

Das IOC verlangt nach der Olympischen Charta von den Gastge- 
berstadten insbesondere die Übernahme der gesamtschuldneri- 
schen Haftung für Ausrichtung und Ablauf der Spiele. ^ Es 
übernimmt insoweit selbst keinerlei finanzielle Haftung. ^ Damit 
geht eine Gastgeberstadt mit der Übernahme der Verpflichtung, 
die Spiele auszurichten, ein großes finanzielles Risiko ein. 

8. Der Senat und die Mehrheit der Bürgerschaft wollen am 
29. November 2015 - also achteinhalb Jahre vor der Dürchfüh- 
rüng der Spiele - ein Bürgerschaftsreferendüm dürchführen. Die 
Hambürgerinnen ünd Hambürger sollen damit die endgültige Ent- 
scheidüng über eine Bewerbüng üm die Aüsrichtüng in einem 
Volksentscheid treffen.'^ 

9. Vor diesem Hintergründ hat der Rechnüngshof die Bewerbüng üm 
die Spiele bereits in der Vorbereitungsphase prüfend begleitet, 
dabei aüf Basis der Planüngen der Verwaltüng den Schwerpünkt 
aüf die Einhaltüng von Transparenz, Kostenstabilitat, Wirtschaft- 
lichkeit und Finanzierbarkeit sowie der Schuldenbremse gelegt 
und sich entschlossen, Senat und Bürgerschaft über das Ergebnis 
im Wege dieser Beratenden Äußerung in Kenntnis zu setzen (§ 81 
Absatz 2 LHO). 

' Flyvbjerg, Bent/Stewart, Allisson, Olympic Proportions: Cost und Cost Overrun at 
the Olympics 1960-2012, Said Business Schooi, University of Oxford, 2012. Da- 
nach wurde 2005 in den Bewerbungsunteriagen für die Spieie 2012 in London 
der Finanzbedarf für die Hersteiiüng der oiympiabedingten infrastrüktur und die 
Durchführung der Spieie mit 4,2 Mrd. Britischen Pfund beziffert. 2012 errechnete 
sich für diese Positionen ein Finanzvoiumen von 8,44 Mrd. Britischen Pfünd. 

^ Oiympic Charter in Force as from 8 December 2014, Regei 36 Nr. 1. 
^ Ebenda. 
'' Bürgerschaftsdrücksache 21/793 vom 16. Jüni 2015. 
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10. Am 20. Juli 2015 hat der Rechnungshof den Entwurf seiner 
Beratenden Äußerung den geprüften Stellen (Senatskanzlei, Be- 
hörde für Inneres und Sport [BIS], Behörde für Stadtentwicklüng 
ünd Wohnen [BSW], Behörde für Wirtschaft, Verkehr ünd Innova- 
tion [BWVI], Hambürg Port Aüthority AöR [HPA] ünd HafenCity 
Hambürg GmbH [HCH]) mit der Bitte üm eine erste Stellüngnahme 
zugeleitet. Eine zwischen den beteiligten Behörden abgestimmte 
Stellungnahme ist am 18. August 2015 beim Rechnungshof ein- 
gegangen. 

Am 31. August 2015 ist den beteiligten Behörden der fortgeschrie- 
bene Entwurf mit Gelegenheit zur abschließenden Stellungnahme 
übersendet worden. Hiervon wurde mit Schreiben vom 3. Septem- 
ber 2015 Gebrauch gemacht. 

Die Sachverhalte sind unstreitig. Stellungnahmen zu Bewertungen 
hat der Rechnungshof berücksichtigt. 

2.2 Ablauf des Bewerbungsverfahrens 

11. Mit der Interessenbekundung der Freien und Hansestadt Hamburg 
gegenüber dem DOSB am 31. August 2014 hat der Senat ein ers- 
tes Konzept zur Ausrichtung der Olympischen und Paralympi- 
schen Spiele 2024 bzw. 2028 in Hamburg vorgelegt.® 

Im März 2015 hat der DOSB entschieden, sich mit Hamburg als 
Ausrichterstadt für 2024 bewerben zu wollen. 

12. Nach den bislang bekannten Vorgaben des IOC® beginnt die 
Bewerbung um die Ausrichtung der Spiele 2024 mit der Benen- 
nung der Bewerberstädte für 2024 dürch die Nationalen Olympi- 
schen Komitees der Lander bis züm 15. September 2015. Bis züm 
8. Janüar 2016 (nünmehr voraüssichtlich 5. Febrüar 2016) müs- 
sen die Bewerber Fragen zü verschiedenen Themenkomplexen 
beantworten (Mini Bid Book, künftig Candidatüre File Part 1) sowie 
Garantien über die staatliche Unterstützüng (in Deütschland Bünd, 
Land, Kommünen) ünd ihr Nationales Olympisches Komitee 
(NOK) beim IOC beibringen.^ Im April/Mai 2016 benennt das lOC- 

^ Olympische und Paralympische Spiele in Hamburg, Perspektiven einer künftigen 
Olympiabewerbung - die Antworten der Freien und Hansestadt Hamburg an den 
Deutschen Olympischen Sportbund, Bürgerschaftsdrucksache 20/12926 vom 
9. September 2014. 

^ Laut Verwaltung sind vom IOC im August 2015 Modifikationen im Bewerbungs- 
verfahren beschlossen worden, deren offizielle Bekanntgabe noch ausstehe. 
Gegenüber dem zuständigen Ausschuss der Bürgerschaft hat der Senat das 
modifizierte Verfahren skizziert (Wortprotokoll der öffentlichen Sitzung des Aus- 
schusses für Sport ünd Olympia 21/4 vom 27. Aügust 2015, S. 5). 

' Die Verwaltung hat mitgeteilt, dass das IOC am 16. September 2015 bekanntge- 
ben werde, welche Garantien wann einzureichen seien. 
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Exekutivkomitee auf Grundiage dieser Daten die Kandidatenstad- 
te.® 

Die nächste Phase beginnt mit der Teiinahme der Kandidatenstad- 
te am offizieiien Beobachtungsprogramm des iOC im Rahmen der 
Oiympischen und Paraiympischen Spieie in Rio de Janeiro im Au- 
gust 2016. Die weiteren Bewerbungsunteriagen (Bid Book, künftig 
Candidature Fiie Part 2 und 3) müssen die Kandidatenstädte bis 
zum Januar 2017 (nunmehr voraussichtiich bis 7. Oktober 2016 
und 3. Februar 2017) voriegen. Neben detaiiiierten Angaben u. a. 
zu den Sportstätten, dem Oiympischen Dorf, dem Transportkon- 
zept, zur Unterbringung sowie zu Sicherheits-, Nachhaitigkeits- 
und Marketingfragen sind weitere Garantien zur staatiichen Unter- 
stützung der Bewerbung ® abzugeben. Einzugehen ist auch die 
Verpfiichtung, im Faiie des Zuschiags einen Gastgeberstadtver- 
trag mit dem iOC abzuschiießen. 

im Februar/März 2017 besucht die Evaiuierungskommission des 
iOC die Kandidatenstädte. Die Eväiuierungsberichte werden im 
Juni 2017 offizieii vorgesteiit und die Kändidäten präsentieren sich 
den iOC-Mitgiiedern. Die Wähi der Gästgeberstädt für die Spieie 
2024 dürch die iOC-Mitgiieder erfoigt im Sommer 2017 in Limä mit 
änschiießender Unterzeichnüng des Gästgeberstädtverträgs. 

13. Die Bürgerschäft hät im Frühjähr 2015 die Verfässüng der Freien 
ünd Hänsestädt Hämbürg dähin geändert, däss sie äüf Vorschiäg 
oder mit Züstimmüng des Senäts Gesetzesentwürfe oder ändere 
Voriagen von grundsätziicher oder gesamtstädtischer Bedeutung 
mit zwei Drittein ihrer Mitgiieder zum Voiksentscheid steiien kann 
(Bürgerschaftsreferendum). 

Findet ein Bürgerschaftsreferendum nicht zeitgieich mit einer Wahi 
zum Deutschen Bundestag oder der Bürgerschaft, sondern an ei- 
nem anderen Tag statt, ist es angenommen, wenn die Mehrheit 
der Abstimmenden und mindestens ein Fünftei der Wahiberechtig- 
ten zustimmen. 

Die Bürgerschaft hat beschiossen, foigende Voriage für den 
29. November 2015 zum Voiksentscheid zu steiien: 

Laut Presseberichten beabsichtigt das IOC, diese Vorauswahl in Zukunft zu mo- 
difizieren. 

® OC, Durchführungsbestimmung zur Regel 33 Nr. 2.4. 
Sechzehntes Gesetz zur Änderung der Verfassung der Freien und Hansestadt 
Hamburg vom 1. Juni 2015 ( HmbGVBI. S. 102). 

" Das Bürgerschaftsreferendum zur Olympia-Bewerbung findet nicht an einem Tag 
einer Bundestags- bzw. Bürgerschaftswahl statt. Daher erfordert die Annahme 
bei rund 1,3 Mio. Wahlberechtigten die Zustimmung von rund 260.000 Abstim- 
mungsberechtigten. 
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„Ich bin dafür, dass sich der Deutsche Olympische Sportbund mit 
der Freien und Hansestadt Hamburg um die Ausrichtung der 
Olympischen und Paralympischen Spiele 2024 bewirbt."^^ 

Die Abstimmungsbenachrichtigungen und -unterlagen sollen in der 
Zeit vom 26. Oktober bis 7. November 2015 versendet werden. 

2.3 Bisherige Planungen 

14. Der Senat hat das Großprojekt gegenüber der Bürgerschaft wie 
folgt skizziert: „Im Herzen Hamburgs, direkt am Strom der Elbe - 
auf dem Kleinen Grasbrook - wird der zentrale Bereich der künfti- 
gen OlympicCity, bestehend aus Olympischem und Paralympi- 
schem Dorf, Olympiastadion, Olympiahalle und 
Olympiaschwimmhalle (AquaDome) entstehen. (...) Die meisten 
weiteren Wettkampf- und Trainingsstätten liegen in einem Radius 
von 10 Kilometern vom Olympischen Dorf und werden gut zu er- 
reichen sein. (...) Der Stadtteil wird anschließend zu einer leben- 
digen Erweiterung der Hamburger Innenstadt und der 
angrenzenden HafenCity führen.“ 

Abgesehen von den drei neu zu errichtenden Sportstätten Olym- 
piastadion, Olympiahalle und Olympiaschwimmhalle sowie dem 
Olympischen Dorf ist nach dem derzeitigen Planungsstand auf 
dem und rund um den zentralen Standort die Errichtung weiterer 
Gebäude und Orte für die Spiele vorgesehen: der Olympiapark, 
das Main Press Center, das International Broadcast Center, das 
Mediendorf, das Besucherzentrum und das Jugendlager. 

15. Im Vorwege ist dafür die Erschließung des derzeit noch zum 
Hafennutzungsgebiet gehörenden Kleinen Grasbrooks erforder- 
lich. Dies umfasst 

- die Freimachung (beispielsweise Herrichtung von Ersatz- 
standorten für Hafenbetriebe, Ersatz von Liegeplätzen für die 
Häfen- und Seeschifffährt, Verlägerung von Störfäll betrieben 
und Betriebsteilen der HPA), 

- die Herrichtung (beispielsweise Abriss öder Rückbau vcrhan- 
dener Infrastruktur, Sanierung und Neubau vcn Kaimauern 
und Ufereinfassungen, Altlastensanierung, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen, Hochwasserschutz, Teilzuschüttung des 
ehemaligen Segelschiffhafens), 

- die innere Erschließung (u. a. Bau mehrerer Brücken, Stra- 
ßen, Fuß- und Radwege, Freiflächen, Promenaden, Plätze, 
Anleger auf und zum Kleinen Grasbrook) und 

Bürgerschaftsdrucksache 21/793 vom 16. Juni 2015, S. 2. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 5. 
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- die äußere Erschließung (u. a. Ausbau des regionalen 
Schnellbahn-, Bus-, Fahr-, Straßen- und Radverkehrsnetzes 
bis hin zum Ausbau des bestehenden großräumigen Luft- 
und öffentlichen Fernverkehrsnetzes). 

16. Nach dem überarbeiteten vorläufigen Sportstattenkonzept ist 
geplant, neben den bereits genannten drei Sportstätten zwei wei- 
tere neue permanente und acht temporare Sportstätten zu nutzen. 
Dreiundzwanzig bestehende Sportstätten teilweise mit temporä- 
rem Ausbaubedarf oder mit Erweiterungs-, Sanierungs- bzw. Mo- 
dernisierungsbedarf sollen für die Spiele hergerichtet werden. 
Zudem ist die Nutzung von Trainingsstätten in Hamburg und wei- 
terer Sportstätten außerhalb Hamburgs vorgesehen. Soweit ne- 
ben temporärem Ausbau bei den Trainingsstätten dauerhafte 
Modernisierungen vorgesehen sind, wären diese nach Einschät- 
zung der Verwaltung in den nächsten acht bis 15 Jahren ohnehin 
erforderlich. 

17. Nach der DOSB-Entscheidung zugunsten einer Bewerbung mit 
der Freien und Hansestadt Hamburg hat die Verwaltung verschie- 
dene Aufträge an externe Berater zur weiteren Planung und Vor- 
bereitung erteilt: 

— Masterplan OlympicCity: Entwurf und Ausarbeitung der plane- 
rischen, konzeptionellen und räumlichen Grundlagen für die 
Entwicklung des Kleinen Grasbrooks und der Umgebung zu 
einem gemischt genutzten urbanen Quartier inklusive Flä- 
chen- und Kostenermittlung sowie Integration der Durchfüh- 
rung der Olympischen und Paralympischen Spiele 2024 
(Abgabe am 30. September 2015). 

- Erschließungsplanung Kleiner Grasbrook: Entwicklung von 
Konzepten für die ünterschiedlichen verkehrlichen Erschlie- 
ßüngen des Kleinen Grasbrooks (Abgabe am 30. September 
2015). 

— Mobilitatskonzept: Erstellung eines Mobilitätskonzepts für die 
Bewerbung zur Ausrichtung der Olympischen und Paralympi- 
schen Spiele 2024 sowie die Abwicklung der Verkehre des 
neuen Stadtquartiers auf dem Kleinen Grasbrook (Abgabe 
am 31. Oktober 2015). 

- Planung, Koordinierung und Erstellung der Bewerbungsdo- 
kumente (Bid Books) im Rahmen des lOC-Verfahrens für die 
Vergabe der Olympischen ünd Paralympischen Spiele 2024 
(Abgabe des Mini Bid Books im Entwürf am 15. Dezember 
2015). 

Sportstättenkonzept vom 7. Juli 2015, Präsentation der Bewerbungsgesellschaft 
für die Spiele 2024 GmbH (Bewerbungsgesellschäft), mit folgenden Gesell- 
schaftsanteilen: 51 % DOSB, 26 % Freie und Hansestadt Hamburg, 18 % Bun- 
desrepublik Deutschland, 2 % Land Schleswig-Holstein, 2 % Landeshauptstadt 
Kiel, 1 % Handelskammer Hamburg; Fortschreibung vom 28. August 2015, An- 
lage 1 zum Wortprotokoll der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sport 
ünd Olympia 21/4 vom 27. August 2015. 
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18. Die Verwaltung hat mitgeteilt, dass das Sport- und Trainingsstät- 
tenkonzept, die Masterplanung für den Kleinen Grasbrook sowie 
das Mobilitätskonzept bis November 2015 vorlägen. Zudem hät 
sie ängekündigt, im Herbst 2015, rechtzeitig vor dem Referendum, 
einen Finanzreport vorzulegen, der „die wesentlichen Kostenposi- 
tionen identifiziert und die Finanzierungswege skizziert“.^® In den 
weiteren Phasen soll parallel zur Planung das Finanzkonzept wei- 
terentwickelt und konkretisiert werden. 

Die Verwaltung hat ihre grundsätzliche Vorgehensweise gegen- 
über dem Rechnungshof so beschrieben, dass mit dem Ziel, auch 
die Planung der Spiele wirtschaftlich zu gestalten, die zuständigen 
Stellen immer wieder abwägten, welcher Planungsaufwand zu 
welchem Zeitpunkt angemessen sei. Zurzeit würden alle notwen- 
digen Maßnahmen mit den zu erwartenden Kosten sowie diesen 
Kosten potenziell gegenüberstehenden Erlösen analysiert, bewer- 
tet und zentral in einer Datenbank erfasst. Dies ermögliche einen 
ersten finanziellen wie wirtschaftlichen Gesamtüberblick. 

3. Einhaltung von Vorgaben 

3.1 Kostenstabiles Bauen 

19. Der Senat hat erklärt, „ein Pröjekt wie die Dürchführüng 
Olympischer und Paralympischer Spiele“ bringe „viele Herausfor- 
derungen und Unbekannte mit sich.“ Er hat daher angekündigt, 
diese würden bereits in der jetzigen Frühphase wie auch fortwäh- 
rend identifiziert und kontinuierlich aktualisiert sowie durch sorgfäl- 
tige Planung in der Anfangsphase und unter Anwendung der 
Grundsätze des Kostenstabilen Bauens berücksichtigt.^® 

20. Die Grundsätze des Kostenstabilen Bauens sind im Senatskon- 
zept „Kostenstabiles Bauen - Fortentwicklung des öffentlichen 
Bauwesens“ definiert und söllen folgende Ziele umsetzen: 

- köstenstabiles und termingerechtes Planen und Bauen, 

- Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerledigung, 

- übersichtliche Organisation mit klaren Verantwortlichkeiten, 

- Einheitlichkeit ünd Qüalität der Regelwerke ünd 

- Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit, Politik sowie Ver- 
waltung. 

Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 8. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 8. 
Bürgerschaftsdrucksache 20/6208 vom 4. Dezember 2015, S. 3; ergangen im 
Nachgang zur Beratenden Äußerung des Rechnungshofs nach § 88 Absatz 3 
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Danach ist in der Phase der Bedarfsermittiung der Einfiuss auf die 
Baukosten eines Projekts am größten. Deshaib kommt der frühzei- 
tigen Festiegung der Baustandards und des Pianungssoiis eine 

16 wesentiiche Bedeutung zu. 

3.1.1 Infrastrukturvorhaben 

21. Nach Angaben des Senats stehen aiie „zum jetzigen Zeitpunkt in 
der Pianung befindiichen Schritte (...) unter dem ausdrückiichen 
Vorbehait der Zustimmung der Hamburgerinnen und Hamburger 
zu einer Bewerbung um die Austragung der Spieie in Hamburg“.^® 
Die Verwaitung hat für die Projektvorbereitung der infrastruktur- 
vorhaben erste Aufträge erteiit (Tz. 17). Sie hat gegenüber dem 
Rechnungshof dargeiegt, wegen des oben genannten Vorbehaits 
aus Gründen der Wirtschaftiichkeit und Sparsamkeit bisiang davon 
abgesehen zu haben, detaiiiierter und kostenträchtiger in die Pia- 
nung einzusteigen. 

22. Die Projektvorbereitung befindet sich zum jetzigen Zeitpunkt 
überwiegend^“ in der Phase der Bedarfsermittiung bzw. -pianung. 
Die Ergebnisse dieser Phase, insbesondere quaiitative und quanti- 
tative Anforderungen an die Vorhaben sowie Angaben zum 
Standort, iiegen noch nicht voiiständig bzw. abschiießend vor, wie 
foigende Beispieie verdeutiichen: 

- Anforderungen an die einzeinen Sportstätten für den Zeit- 
raüm der Oiympischen ünd Paraiympischen Spieie soiien aüf 
der Gründiage des von Verwaitüng ünd Bewerbüngsgeseii- 
schaft aüfgesteiiten voriäüfigen Sportstättenkonzepts 
(Tz. 16), nach Abstimmung sportfachiicher Bedarfe u. a. mit 
den Sportfachverbänden und nach iOC-Vorgaben definiert 
werden. Die iOC-Vorgaben für die Spieie 2024 iiegen aber 
noch nicht vor. Sicherheitsanforderungen können erst auf der 
Basis des fertigen Sportstättenkonzepts erarbeitet werden. 
Sportfachiiche Anforderungen an die Nachnutzung der zu- 
sätziichen permanenten Sportstätten soiien u. a. in Zusam- 
menarbeit mit dem Hamburger Sportbund und den 
Sportvereinen festgeiegt werden. Das Trainingsstättenkon- 
zept soii auf der Grundiage des endgüitigen Sportstättenkon- 
zepts aufgesteiit werden. 

— Anforderungen an die einzeinen Vorhaben der OiympicCity 
(Hochbau und innere Erschiießung) ergeben sich erst im Lau- 

LHO a. F. vom 8. Juli 2010 „Kostenstabiles Bauen“. Die Grundsätze des Kosten- 
stabilen Bauens werden u. a. durch die W-Bau umgesetzt. 
Ebenda, S. 12. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 1. 
Für Vorhaben, die unabhängig von den Olympischen und Paraiympischen Spie- 
len bereits geplant waren, liegen teilweise bereits fortgeschrittenere Planungs- 
stände vor (zum Beispiel U- und S-Bahnhaltestelle Elbbrücken). 
Bürgerschaftsdrücksache 21/855 vom 30. Juni 2015, Antwort des Senats auf 
eine Schriftliche Kleine Anfrage. 
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fe und nach Abschluss der derzeit beauftragten Master- und 
Erschließungsplanungen, zukünftig vorgesehener städtebau- 
licher Wettbewerbe, anschließender Bauleitplanung und nach 
Festlegung der zuständigen Bedärfsträger (zum Beispiel 
BSW, BWVI, HCH, Priväte). Es händelt sich däbei äuch um 
Anforderungen, die erst äuf der Grundläge von Ergebnissen 
weiterer beauftragter bzw. noch zu beauftragender Konzepte 
und Analysen u. a. zum Standort definiert werden können 
(zum Beispiel Nachhaltigkeits-, Mobilitäts-, Hochwasser- 
schutz-, Entwässerungs-, Ver- und Entsorgungskonzept so- 
wie naturschutzfachliche Kartierung, Altlastenrecherche, 
Gutachten GründungsrisikenZ-potenziale, Störfallplanung und 
Wind- und Lärmschutzgutachten). 

— Anforderungen an die überwiegende Anzahl der Vorhaben 
der äußeren Erschließung ergeben sich u. a. erst im Laufe 
bzw. nach Fertigstellung des derzeit beauftragten Mobilitäts- 
konzepts und nach Festlegung der zuständigen Bedarfsträ- 
ger. Nur näch einer Anälyse der Ausgängsläge im Jähr 2015 
und einer Prognose des Verkehrsäufkommens für däs Jähr 
2024 mit ünd ohne Berücksichtigüng der Effekte der Olympi- 
schen ünd Pärälympischen Spiele können sächgerechte 
Mäßnähmen zür Gewährleistüng eines leistüngsfähigen Ver- 
kehrsäbläüfs äbgeleitet werden. 

- Anförderüngen än die Herrichtüng vön Ersätzständorten in- 
klüsive neüer Betriebsstätten für die vöm Kleinen Gräsbröok 
zu verlagernden Hafenbetriebe sollen auf der Grundlage gut- 
achterlicher Angaben und noch zu entwickelnder Betriebsflä- 
chenoptimierungen nach Verhandlungen mit den 
Hafenbetrieben festgelegt werden. 

23. Mangels abgeschlossener Bedarfsermittlung liegen bislang für die 
einzelnen Vorhaben keine, veraltete oder nur unvollständige Kos- 
tenangaben (sog. „Kostenideen'') vor. 

Die Verwaltung hat gegenüber dem Rechnungshof dargelegt, an- 
hand der beauftragten Master- und Erschließungsplanungen könn- 
ten bereits vor dem Bürgerschaftsreferendum grobe 
Kostenangaben für die OlympicCity aüfgründ von Erfahrüngswer- 
ten aüs der HafenCity erstellt werden, aüch wenn der dafür erfor- 
derliche Planüngsstand noch nicht erreicht sei. Sie arbeite mit 
Hochdrück an der Ermittlüng eines Kostenrahmens. 

Als Begründüng für den so gewählten Zeitpünkt des Bürger- 
schäftsreferendüms hät der Senät im Verfässüngs- ünd Bezirks- 
äüsschüss der Bürgerschäft äüsgeführt, „der DOSB häbe ohne 
Verpflichtüngserklärüng die Bitte geäüßert, däs Ergebnis des Bür- 
gerschaftsreferendums im November 2015 vorliegen zu haben. 
Die Abgabe des „Mini Bid-Books“ am 8. Januar 2016 ohne Ergeb- 
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nis des Referendums hielten sie für zu wenig überzeugend im 
Verhältnis zu den konkurrierenden Mitbewerberstädten Zu- 
dem hat die Verwaltung darauf hingewiesen, dass sie sich im Falle 
eines spater durchgeführten Referendums bei einer negativen 
Entscheidung dem Vorwurf aussetzen würde, unnötig hohe Pla- 
nungskosten ausgelöst zu haben. 

24. Nach dem Senatskonzept „Kostenstabiles Bauen - Fortentwick- 
lung des öffentlichen Bauwesens“ ist „der Erläuterung und Darstel- 
lung der Kostengenauigkeit und Kostenrisiken in Kostenunterlagen 
(...) mehr Raum einzuräumen“. Gemeint sind „auch Vorlagen an 
den Senat, die Bürgerschaft (...), in denen ein Projekt vorgestellt 
wird oder eine (Grundsatz-)Entscheidung zu einem Projekt erbe- 
ten wird“. Dabei ist insbesondere auf die aktuelle Planungsphase 
mit Auswirkungen auf die Qualität der Kostenangaben einzuge- 
hen, eine Einschätzung der Genauigkeit der Kostenermittlung vor- 
zunehmen, sind Art, Umfang und Eintrittswahrscheinlichkeit 
vorhersehbarer Kostenrisiken zu beschreiben und Maßnahmen zu 
deren Vermeidung bzw. Verminderung darzustellen. Da „Projekte, 
die unter Zeitdruck geplant und realisiert werden müssen, beson- 
ders anfällig für Kostensteigerungen“ seien, könne „nur eine wahr- 
heitsgemäße Darstellung des Kenntnisstandes bzgl. der Kosten in 
Verbindung mit einer Abschätzung der möglichen Kostenbandbrei- 
te (...) für derartige Projekte eine Verbesserung der Kostentrans- 
parenz gegenüber den Entscheidungsträgern bewirken.“ 

25. Nach den VV-Bau ist es die Aufgabe des Bedarfsträgers, im 
Rahmen der Projektvorbereitung die Bedarfsermittlung bzw. 
-Planung durchzuführen und Vorgaben zum Projekt für den von 
ihm zu beauftragenden Realisierungsträger zu definieren, insbe- 
sondere zu Etat, Kostenobergrenzen, Bau- und Qualitätsstan- 
dards. Im Hochbau stellt er das Raum-, Funktions- und 
Ausstattungsprogramm auf. 

Nach der Norm DIN 276 „Kosten im Bauwesen“^® ist es das Ziel 
von Kostenvorgaben, die Kostensicherheit zu erhöhen, Investiti- 
onsrisiken zu vermindern und frühzeitige Alternativüberlegungen 
in der Planung zu fördern. Vor der Festlegung einer Kostenvorga- 
be ist ihre Realisierbarkeit im Hinblick auf die weiteren Planungs- 
ziele zu überprüfen. Der Kostenrahmen dient als Grundlage für die 
Entscheidung über die Bedarfsplanung sowie für grundsätzliche 
Wirtschaftlichkeits- und Finanzierungsüberlegungen und zur Fest- 
legung der Kostenvorgabe. Dem Kostenrahmen werden quantita- 
tive (im Hochbau zum Beispiel Raumprogramm mit Nutzeinheiten 
und Flachenangaben) und qualitative Bedarfsangaben (im Hoch- 
bau zum Beispiel bautechnische Anforderungen und Ausstat- 

Bürgerschaftsdrucksache 21/375 vom 5. Mai 2015, S. 7. 
Bürgerschaftsdrucksache 20/6208 vom 4. Dezember 2012, S. 17. 
W-Bau, Nr. 1.3. 
DIN 276-1 Kosten im Bauwesen, Nrn. 3.2.1, 3.2.2, 3.4.1 (die W-Bau verweisen 
unter Nr. 1.4 auf die Kostenermittlungsstufen nach der DIN 276-1). 
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tungsstandards) sowie Angaben zum Standort zugrunde gelegt. 
Im Ergebnis darf eine unumkehrbare Entscheidung für eine Maß- 
nahme nicht getroffen werden, bevor (nachweislich) der Projekt- 
stand Kostenrahmen erreicht ist. 

26. Auch eine Volksentscheidung kann nur sachgerecht getroffen 
werden, wenn alle für diese Entscheidung erheblichen Umstände 
- insbesondere die finanziellen Auswirkungen und Risiken - be- 
kannt sind. Wenn mit einem positiven Bürgerschaftsreferendum 
die endgültige Entscheidung für die Bewerbung getroffen werden 
soll, sind insofern Erläuterung und Darstellung der Kostengenau- 
igkeit und Kostenrisiken (Tz. 24) angesichts der finanziellen Be- 
deutung der Infrastrukturvorhaben und des extern vorgegebenen 
knappen Zeitraums ihrer Realisierung bereits im Vorfeld des Bür- 
gerschaftsreferendums erforderlich. 

27. Zu dem vom Senat gewählten frühen Zeitpunkt des Bürgerschafts- 
referendums ist eine Entscheidung noch mit erheblichen Risiken 
behaftet, weil sie nicht auf einem fortgeschrittenen Planungsstand 
(Entwurfsplanung) mit größerer Kostensicherheit (Kostenberech- 
nung) basiert. Ohne ausreichende Kenntnis über die aktüelle 
Kostengenaüigkeit ünd die Kostenrisiken sollten ünümkehrbare 
Entscheidüngen zü diesem Projekt nicht getroffen werden. Der er- 
reichte Planüngsstand ermöglicht trotz der nachvollziehbaren Vor- 
gehensweise der Verwaltüng die Aüfstellüng eines nach DIN 276 
definierten Kostenrahmens für einen Großteil der Vorhaben der- 
zeit nicht ünd ist damit einstweilen als sehr ünsicher einzüschat- 
zen. 

Die folgende Grafik verdeutlicht den Stand der aktuellen Planun- 
gen im Zusammenhang mit den Kostenermittlungsstufen und der 
ihnen innewohnenden Entwicklung der Genauigkeit der Baukos- 
tenangaben im Projektverlauf: 

Vgl. zum Beispiel Elbphilharmonie, Bürgerschaftsdrucksache 20/11500 vom 
3. April 2014, Bericht des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses, 
S. 525: „Eine solide und belastbare Kostenermittlung ist die Grundlage für eine 
sachgerechte Entscheidung über ein Großbauprojekt. Andernfalls entstehen Illu- 
sionen darüber, welcher finanzielle Einsatz erforderlich ist, um das Projekt zu re- 
alisieren. (...) Für die Tragfähigkeit einer Kostenermittlung ist gerade bei 
einzigartigen Großbauprojekten von entscheidender Bedeutung, dass weitge- 
hend feststeht, was gebaut werden soll.“ 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Bürgerschattsdrucksache 20/6208 
vom 4. Dezember 2012 

Aufgrund des derzeitigen Pianungsstands ist insbesondere mit 
foigenden Kostenrisiken zu rechnen: 

- Kostenermittiungsrisiken bei Speziaibauten, 

- Bauzeit- und Baugrundrisiken (Tragfähigkeit, Aitiasten, 
Kampfmittei) bei aiien Vorhaben auf dem Kieinen Grasbrook, 

— Schadstoffrisiken bei Bestandsbauten, 

— Risiken zusätziicher bzw. veränderter Anforderungen (zum 
Beispiei noch zu ersteiiende Bebauungspiäne, noch zu ent- 
wickeinde Sicherheits- und Mobiiitätskonzepte, iOC- 
Anforderungen). 

28. Ein Kostenrähmen äis Vorgäbe für eine Kostenobergrenze kenn 
erst auf der Grundiage einer abgeschiossenen Bedarfsermittiung 
bzw. -pianung festgeiegt werden. Bei Kostenangaben ohne abge- 
schiossene Bedarfsermittiung können Kostensteigerungen regei- 

^^Vgl. zum Beispiel Elbphllharmonle, Bürgerschaftsdrucksache 20/11500 vom 
3. April 2014, Bericht des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses, 
S. 528: „Komplexe Bauvorhaben, Insbesondere wenn sie auch Wahrzeichencha- 
rakter haben, bringen häufig überdurchschnittliche bautechnische Herausforde- 
rungen mit sich. Technisches Neuland und schwierige oder seltene 
Konstruktionen bergen erhebliche Kostenrisiken.“ Vgl. HafenCIty Universität 
Hamburg, Bürgerschaftsdrucksache 20/11436 vom 8. April 2014, S. 1: 
„Auf Grund von Bauzeltverlängerung und Massenmehrung wurden der Bauherrin 
nunmehr Nachträge der ausführenden Firmen vorgelegt. Die dadurch ausgelös- 
ten Mehrkosten sind nicht durch Planungsänderungen entstanden. Ursächlich Ist 
Insbesondere die bautechnische Komplexität des gewählten Architekturent- 
wurfs.“ 
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mäßig die Feige sein, weii reaiistische Vorgaben zu Kostenober- 
grenzen sowie Bau- und Quaiitatsstandards fehien. 

29. Angesichts des aktueiien Pianungsstandes werden die 
Voraussetzungen für die Aufsteiiung von Kostenrahmen vor dem 
Bürgerschaftsreferendum nicht durchgängig voriiegen können. 

30. Vor dem dargesteiiten Hintergrund häit der Rechnungshof es für 
geboten, dass der Senat vor dem Bürgerschaftsreferendum die 
Quaiitat der Kostenangaben und vorhersehbare Kostenrisiken öf- 
fentiich eriautert sowie Maßnahmen zur Verminderung bzw. Ver- 
meidung der Risiken dariegt. Hierzu könnte zum Beispiei ein 
Risikomanagement^® zähien, wie es auch für die Spieie in London 
angewandt worden ist.^° 

Der Rechnungshof geht davon aus, dass im Rahmen der weiteren 
Projektvorbereitung Kostenrahmen im Sinne der DiN 276 erst auf 
der Grundiage abgeschiossener Bedarfsermittiungen bzw. 
-pianungen ersteiit werden, damit reaiistische Kostenobergrenzen 
ais Vorgabe zum Projekt festgeiegt werden können. 

31. Unabhängig von dem Bürgerschaftsreferendum empfiehit der 
Rechnungshof der Bürgerschaft, im Faiie einer mögiichen zü- 
sammengefassten Veranschiagüng der infrastrüktürvorhaben ais 
befristetes Baüprogramm eine Sperrüng der Programmmittei ge- 
mäß § 24 LHO zü beschiießen. Die inansprüchnahme der Er- 
machtigüngen für Einzeiprojekte könnte sie aüf diese Weise von 
ihrer Einwiiiigung auf der Grundiage fortgeschrittener Pianungen 
mit größerer Kostensicherheit abhängig machen. 

32. Die Verwaitung hat mitgeteiit, dass die dargesteiiten Regeiungen 
seibstverständiich auch bei der Pianung der Oiympischen und Pa- 
raiympischen Spieie von den zuständigen Steiien eingehaiten 
würden, im Finanzreport (Tz. 18) werde der erreichte Stand von 

Vgl. zum Beispiel Elbphilharmonie, Bürgerschaftsdrucksache 20/11500 vom 
3. April 2014, Bericht des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses, 
S. 528: „Die Erkenntnis, dass Kostensicherheit die Festlegung dessen, was im 
Einzelnen gebaut werden soll, voraussetzt, ist im Grunde banal. Dennoch wird 
immer wieder - auch bei der Elbphilharmonie - mit der weiteren Planung und 
sogar dem Bau begonnen, bevor die Bedarfsermittlung abgeschlossen ist. (...) 
Es ist Aufgabe des Senats und der Behördenleitung, das Bewusstsein für eine 
sorgfältige Bedarfsplanung und die mit unsachgemäßem Zeitdruck einhergehen- 
den Risiken herauszubilden.“ 
Bundesministerium für Verkehr und Digitale Infrastruktur, Reformkommission 
Bau von Großprojekten, Komplexität beherrschen - kosten gerecht, termintreu 
und effizient, 2015, S. 8: „Die Identifikätion, Analyse und Bewertung von Risiken 
und die Konzeption angemessener Gegenmaßnahmen sollten verbindlich vorge- 
schrieben werden (...). Das Risikomanagement (...) sollte bereits in der Be- 
darfsanalyse einsetzen und kontinuierlich weitergeführt sowie kontrolliert ünd 
dokümentiert werden.“ 
National Audit Office, The London 2012 Olympic Games and Paralympic Games: 
post-Games review, 2012, Nrn. 1. und 4.13: Die Vorbereitung und Verwaltung 
des Staatlichen Finanzpakets (9,3 Mrd. Britische Pfund) durch die Regierung er- 
folgte durch eine ministerielle Government Olympic Executive. Sie leitete „eine 
programmübergreifende Finanzabteilung, um alle Ausgaben zu beaufsichtigen 
und zu koordinieren und finanzielle Risiken zu identifizieren und zu verwalten“. 
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Planung und Kostenermittlung dargestellt werden. Zudem würden 
die Risiken und offenen Fragen transparent gemacht. 

Die Verwaltung hält die Bauzeit- und Baugrundrisiken auf dem 
Kleinen Grasbrook für beherrschbar, well die Verhältnisse dort mit 
denen In der HäfenCIty verglelchbär seien. Schädstoffrlslken In 
Bestandsbauten seien Im Vergleich zu anderen Risiken unbedeu- 
tend. 

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass eine hinreichende Beur- 
tellungsgrundlage erst gegeben Ist, wenn die dafür erforderlichen 
Analysen (Tz. 22) vorllegen. 

3.1.2 Einbeziehung Dritter 

33. Die Planung und Realisierung der Infrastrukturvorhaben würde 
nicht nur durch die Kernverwaltung der Freien und Flansestadt 
Flamburg wahrgenommen werden, sondern auch durch Dritte: 

— Die Bewerbungsgesellschaft (Fn. 14) Ist zuständig für die be- 
äüfträgte Plänüng, Koordlnlerüng ünd Erstellüng der Bewer- 
büngsünterlägen. Dies ümfässt äüch die Überärbeltüng des 
Sportstättenkonzepts ünd die Kostenermittlüng für temporäre 
Neü- ünd Aüsbäüten von Sportstätten. 

- Die HPA^^ Ist züständig für die Frelmächüng des Kleinen 
Gräsbrooks ünd die Herrlchtüng von Ersätzflächen für die zü 
verlägernden Betriebe. 

- Die HCH^^ übernimmt ü. ä. den Hochwässerschütz ünd die 
Innere Erschließung des Kleinen Grasbrooks. 

Weitere Beteiligte werden voraussichtlich Im späteren Projektver- 
lauf hinzukommen. 

Modelle für die Planung und Realisierung der Sportstätten (zum 
Beispiel nach dem Mleter-Vermieter-Modell ^^) auf dem Kleinen 
Grasbrook sind aufgrund des derzeitigen Planungsstands noch 
unbestimmt. 

34. Die Bestimmungen der VV-Bau „gelten für alle Fachbehörden, 
Senats- ünd Bezirksämter sowie Tochterorgänisätlonen - soweit 
sie Teil der Verwältüng der Freien ünd Hänsestädt Hämbürg 
sind (...) -, die Bäüvorhäben des Hoch-, Tief- ünd sonstigen Inge- 
nleürbäüs ünd Ländschäftsbäü ümsetzen ünd die vollständig oder 

Anstait öffentiichen Rechts: 100 % Freie und Hansestadt Hamburg. 
Geseiischaft mit beschränkter Haftung: 100% HGV Hamburger Geseiischaft für 
Vermögens- und Beteiiigungsmanagement mbH (= 100% Freie und Hansestadt 
Hamburg). 
Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 vom 27. Januar 2015. 
Landesbetriebe, Sondervermögen und Hochschuien. 
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anteilig aus dem (Investitions-)Haushalt der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg finanziert werden. (...) Tochterorganisationen, die 
außerhalb der Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg^® 
(...) und ganz oder mehrheitlich im Eigentum der Freien und Han- 
sestadt Hamburg stehen, sind durch die jeweiligen Bedarfsträger 
vertraglich an die Einhaltung dieser Bestimmungen zu binden. 
Zuwendungsempfänger sind von den jeweiligen Zuwendungsge- 
bern mittels Zuwendungsbescheid an die Bestimmungen“ der VV- 
Bau zu binden.^® Entscheidend ist danach die Herkunft der Mittel 
aus dem Verantwortungsbereich der Freien und Hansestadt Ham- 
burg. 

Nach dem Senatskonzept „Kostenstabiles Bauen - Fortentwick- 
lung des öffentlichen Bauwesens“ sollten bei Projekten des Mieter- 
Vermieter-Modells, das auch im Rahmen der Realisierung von 
Olympiaplanungen zum Einsatz kommen könnte, „Anreize für kos- 
tenstabiles Bauen und Betreiben über den langfristigen Mietzins 
gesetzt“” werden. Das Senatskonzept „Optimierung des Immobi- 
lienmanagements“ befasst sich nunmehr mit der Ausgestaltung 
des Mieter-Vermieter-Modells und kündigt dessen Einbeziehüng in 
die VV-Baü an. 

35. Soweit die Gründsätze des Koste nstä bi len Bäüens ünd die VV- 
Baü nicht generell gelten, müss sichergestellt werden, dass alle 
Beteiligten gegebenenfalls vertraglich daran gebünden werden. 

36. Die Verwaltüng stimmt dem Rechnüngshof hinsichtlich der 
Einhaltung der Grundsätze des Kostenstabilen Bauens und der 
VV-Bau zu. Sie ist aber der Auffassung, eine Selbstverpflichtung 
zur Einhaltung der Grundsätze des Kostenstabilen Bauens sei 
ausreichend. 

37. Der Rechnungshof empfiehlt zur Vermeidung von Konflikten 
gleichwohl rechtlich verbindliche Lösungen. 

3.1.3 Verantwortlichkeiten 

38. Die Städte-, freiraum- und verkehrsplanerischen Konzepte sowie 
die objektbezogenen Bedarfsermittlungen im Zuge vorläufiger Pro- 
jektvorbereitungen werden von verschiedenen Stellen der Stadt 
erarbeitet. Neben einzelnen vorliegenden Projekt- und Arbeits- 
strukturen stehen zum Beispiel Festlegungen zu detaillierten Ver- 
antwortlichkeiten in folgenden Fällen noch aus: 

- Die objektbezogenen Bedarfsermittlungen für Neü- bzw. tem- 
poräre Aüsbäüten der Sportstätten für die Zeit der Spiele ünd 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen öffentlichen Rechts sowie privatrechtli- 
che Organisationen. 
W-Bau, Nr. 1.2. 
Bürgerschaftsdrucksache 20/6208 vom 4. Dezember 2012, S. 4. 
Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 vom 27. Januar 2015, S. 14. 
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in der Nachnutzung werden durch mehrere Stellen erfolgen 
(BIS in Zusammenarbeit mit Sportvereinen und Sportfachver- 
bänden, BSW, Bezirkliches Sportstättenmanagement, 
Behörde für Schule und Berufsbildung und SBH I Schulbau 
Hamburg,Bewerbungsgesellschaft,städtischeund pri- 
vate Unternehmen). 

— Die Städte-, freiraum- und verkehrsplanerischen Konzepte für 
die OlympicCity erarbeiten BSW und HCH gemeinsam. Die 
Konzepte erfassen auch erforderliche neue Brücken zur An- 
bindung des Kleinen Grasbrooks.^® 

— Die HPA soll die Freimachung des Kleinen Grasbrooks und 
die HCH dessen Herrichtung und innere Erschließung über- 
nehmen.^® 

39. Nach den VV-Bau sind eindeutige Verantwortungsstrukturen bei 
den am Bau Beteiligten wesentliche Voraussetzungen für Wirt- 
schaftlichkeit ünd Wirksamkeit bei der Planüng ünd Realisierüng 
von Baümaßnahmen.'^^ Erforderlich ist die Einhaltüng eines ein- 
heitlichen Rollenmodells mit Bedarfs- ünd Realisierüngsträgern. 
Im Rahmen der Projektvorbereitüng ist es die Aüfgabe der Be- 
darfsträger, eine geeignete Verantwortüngsstrüktür (Projektorga- 
nisation bei größeren Maßnahmen) ünter örganisatorischer ünd 

48 vertraglicher Einbindüng Dritter aüfzüstellen. 

40. Köstenstabiles Banen erfordert eine klare Regelüng der 
Verantwortlichkeiten der Beteiligten.^® Der Rechnungshof hat be- 
reits in der Vergangenheit auf die Bedeutung einer Projektorgani- 

Ermittlung sportfachlicher Bedarfe der Freien und Hansestadt Hamburg für zu- 
sätzliche Sportstätten (gegebenenfalls Olympiastadion, Kanuslalomstrecke Wil- 
helmsburg). 
Städteplanerische und architektonische Bedarfe bzw. Anforderungen an Sport- 
stätten auf dem Kleinen Grasbrook (Olympiastadion, Olympiaschwimmhalle, 
Olympiahalle). 
Bedarfe für Sanierung und temporären, olympiabedingten Ausbau von bezirksei- 
genen Sportstätten als olympische Trainingsstätten. 
Bedarfe für Sanierung und temporären, olympiäbedingten Ausbäu von Schul- 
sporthallen als olympische Trainingsstätten. 
Bedarfe für temporären, olympiabedingten Aus- und Neubau von Sportstätten. 
Bedarfe für Sanierung und temporären, olympiabedingten Ausbau privater 
Sportstätten (zum Beispiel Hamburg Messe und Congress GmbH für die Messe- 
hallen und das Congress Center Hamburg und Bäderland Hamburg GmbH für 
die Schwimmhalle Inselpark in Wilhelmsburg). 
Es muss noch geklärt werden, welche Stelle (zum Beispiel BWVI oder HCH) die 
Objekt bezogenen Bedarfsermittlungen für die einzelnen Brücken (zum Beispiel 
Brücke über die Norderelbe) und deren Finanzierung übernimmt. 
Zu klären ist ebenfalls, welche der beiden Stellen die Durchführung der Abriss- 
und Rückbaumaßnahmen sowie deren Finanzierung übernimmt. 
W-Bau, Nr. 1.1. 
W-Bau, Nr. 1.3. 

'’^Vgl. zum Beispiel Elbphilharmonie, Bürgerschaftsdrucksache 20/11500 vom 
3. April 2014, Bericht des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses, 
S. 441: „Insgesamt wäre eine engere Führung und Aufsicht hinsichtlich dieses 
wichtigen und kostenträchtigen Projekts notwendig gewesen. Die politisch Ver- 
antwortlichen haben es jedoch versäumt, hierfür die erforderlichen Strukturen 
vorzusehen.“ 
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sation, die der Vielzahl der Beteiligten und der Bedeutung eines 
komplexen Projekts Rechnung trägt, hingewiesen.®“ 

41. Der Rechnungshof erachtet es als erforderlich, umfassend 
sicherzustellen, dass im Rahmen der weiteren Projektvorbereitung 
rechtzeitig eindeutige Verantwortungsstrukturen unter organisato- 
rischer bzw. vertraglicher Einbindung auch der beteiligten Dritten 
(zum Beispiel DOSB, Bund, weitere Ausrichterstädte, Bauträger) 
aufgestellt werden. 

42. Die Verwaltung hat mitgeteilt, für die Realisierung aller 
notwendigen Bauten müssten noch geeignete Strukturen und Ver- 
antwortlichkeiten festgelegt werden. Die bestehende Struktur wer- 
de deswegen auch entsprechend der aufgezeigten Zielsetzung zu 
gegebener Zeit fortentwickelt. 

3.1.4 Nachnutzung und Alternativenprüfung 

43. Für die einzelnen olympiaabhängigen Infrastrukturvorhaben liegen 
zum jetzigen frühen Planungsstadium noch keine Untersuchungen 
zur Wirtschaftlichkeit vor. Gegenwärtige Städte- und verkehrsplä- 
nerische Konzepte und objektbezogene Bedarfsplanungen befas- 
sen sich u. a. mit folgenden Planungsinhalten, die künftig einer 
Entscheidüng bedürfen: 

- Aüf dem zentralen Standort OlympicCity sind drei züsätzliche 
permanente Sportstätten vorgesehen. Diese sollen äüsge- 
hend von ihrer möglichen Nachnützüng geplant werden. Ers- 
te konkrete Ideen für eine mögliche Nachnützüng liegen 
vor. Die von der Verwaltung beauftragten Planungsbüros 
haben bereits alternative bauliche Lösungskonzepte entwi- 
ckelt, die zunächst planerisch verdeutlichen sollen, dass die 
angedachten Sportstätten nach entsprechendem Rück- und 
Umbau im Anschluss an die Olympischen und Paralympi- 
schen Spielen einer Nachnutzung zugeführt werden können. 
Rechtlich verbindliche Erklärungen möglicher Betreiber einer 
Nachnutzung sowie Analysen der Wirtschaftlichkeit des Be- 
triebs liegen noch nicht vor und können insbesondere auf- 
grund des frühen Planungsstadiums und der damit 
zusammenhängenden Schwierigkeit, sich zu einer Nachnut- 
zung nach 2025 zu verpflichten, auch noch nicht vorliegen. 
Die Verwaltung hat mitgeteilt, dass sportfachliche Bedarfe im 
Bereich Leichtathletik, Amateur-Fußball, Feldhockey und 

Zum Beispiel ZOB Bergedorf, Beratende Äußerung nach § 88 Absatz 3 LHO 
a. F. vom 8. Juli 2010 „Kostenstabiles Bauen“, S. 55: „Eine Projektorganisation, 
die der Vielzahl der Beteiligten und der Bedeutung des Projekts mit seiner hohen 
baulichen Komplexität Rechnung getragen hätte, hat die BSU nicht eingerichtet. 
In der Folge hat sie versäumt (...), unter Berücksichtigung baufachlicher und 
zeitlicher Belange eine zielstrebige Realisierung des Projekts sicher zu stellen“. 
Kreuzfahrtterminal als Nachnutzung für die Olympiahalle, Freizeitbad als Nach- 
nutzung für die Olympiaschwimmhalle, Leichtathletikstadion oder Sportpark mit 
Wohnbebauung als Nachnutzung für das Olympiastadion. 
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Rugby von den jeweiligen Sportfachverbänden für eine 
Nachnutzung des Olympiastadions bestätigt worden seien. 

- Die Zuschauerkapazitäten der Sportstätten sollen im Aus- 
tausch mit dem DOSB (anhand der - bislang noch nicht vor- 
liegenden - lOC-Vorgaben für die Spiele 2024) und den 
Sportfachverbänden ermittelt werden. Dabei soll in einigen 
Fallen zwischen den Kosten für den temporären Aufbau wei- 
terer Besuchertribünen und erhöhten Einnahmen durch den 
Verkauf von zusätzlichen Eintrittskarten abgewogen werden. 

— Für einige Infrastrukturvorhaben sind anspruchsvolle bauliche 
Lösungen angedacht (zum Beispiel Brücke über die Nor- 
derelbe, Olympiastadion, Olympiaschwimmhalle, Olym- 
piahalle). 

44. Nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
sind für alle finanzwirksamen Maßnahmen, die von der Freien und 
Hansestadt gestaltet werden können, angemessene Wirtschaft- 
lichkeitsuntersuchungen durchzuführen, wenn zür Zielerreichüng 
mehrere Möglichkeiten bestehen, die ünterschiedliche Aüswirkün- 
gen aüf den Mitteleinsatz oder das Ergebnis haben. 

45. Vollständige Wirtschäftlichkeitsüntersüchüngen sind züm 
gegenwärtigen frühen Plänüngsstadiüm noch nicht zwingend. Al- 
lerdings känn ohne Wirtschaftlichkeitsüntersüchüngen für Einzel- 
maßnahmen nicht beürteilt werden, ob Planüngen den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit überhaupt 
entsprechen bzw. entsprechen können und unter den Möglichkei- 
ten zur Zielerreichung der wirtschaftlichste Lösungsweg gewählt 
wird. Um dies sicherzustellen, müssen Wirtschaftlichkeitsuntersu- 
chungen für die von der Freien und Hansestadt Hamburg gestalt- 
baren Einzelmaßnahmen auch die zwischen Realisierungs- 
alternativen getroffenen Entscheidungen begründen können, ins- 
besondere 

- ob Infrastrukturvorhaben (zum Beispiel Brücken) permanent 
oder temporär und ob sie von staatlicher oder privater Stelle 
realisiert werden sollen, 

- ob Sportstätten zum Beispiel äufgrund möglicherweise erhöh- 
ter Einnähmen durch den Verkauf von zusätzlichen Eintritts- 
karten größer dimensioniert werden sollen als vorgegeben 
(größere Zuschauerkapazitäten als nach den lOC-Vorgaben) 
und 

Präsentation in der Stadtwerkstatt vom 23. Juni 2015: Variante „City Gate“ mit 
„Pubiic Sky Loop“ und Variante „Landmark“ mit Pyionkonstruktion. 
Ebenda: Weiienförmige Dachkonstruktion. 
§ 7 Absatz 2 LHO in Verbindung mit W Nr. 2.1 zu § 7 LHO. 
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- ob zum Beispiel aus städtebaulichen, erschließungsplaneri- 
schen oder bewerbungsstrategischen Gründen anspruchsvol- 
le bauliche Lösungen (zum Beispiel architektonische 
Aufwertung des Olympiastadions) realisiert werden sollen, 
obwohl kostengünstigere Möglichkeiten bestehen. 

46. Der Rechnungshof hält es für erforderlich, sicherzustellen, dass im 
Laufe der weiteren Planung der Einzelmaßnahmen rechtzeitig vor 
haushaltsrechtlich bindenden Entscheidungen Wirtschaftlichkeits- 
untersuchungen durchgeführt werden. 

Bei Spezialbauten (zum Beispiel Olympiastadion, Olympia- 
schwimmhalle, Olympiahalle) sollten wegen ihrer Risikobehaftung 
wirtschaftlich relevante Entscheidungen (zum Beispiel bei Archi- 
tekturwettbewerben) vor Abschluss des Gastgeberstadtvertrags 
getroffen sein. Für die Nachnutzung zusätzlicher permanenter 
Sportstätten muss ein wirtschaftlicher Betrieb durch einen tragfä- 
higen öffentlichen Bedarf gewährleistet oder eine Nutzung durch 
Private bereits vereinbart sein.®® 

47. Die Verwaltung hat die Umsetzung der Forderungen zugesagt und 
mitgeteilt, bei der weiteren Planung sei selbstverständlich daräuf 
zu achten, dass die gesetzten Ziele möglichst durch kostengünsti- 
ge Lösüngen erreicht würden. Kosten, Nützen ünd die Frage, wer 
welche Maßnahmen am besten ümsetzen könne, müssten geprüft 
werden. 

3.2 Nutzen-Kosten-Untersuchung der 

Gesamtveranstaltung 

48. Zwei aktüelle Stüdien ®® benennen als typische Effekte 
Olympischer Spiele die damit bewirkte internationale Aüfmerk- 
samkeit ünd die infrastrüktürelle Erneüerüng der Aüsrichterstadt. 
Erwartet wird, dass vor allem die langfristigen intangiblen (also fi- 
nanziell nicht messbaren) Effekte die Attraktivität der Freien und 
Hansestadt Hamburg und ihrer Umgebung steigern. 

Die Studien zeigen für eine Entscheidüng über eine hambürgische 
Bewerbung relevante Faktoren und weiteren Analysebedarf für ei- 
ne Entscheidungsfindung auf: 

^^Jahresbericht 2015, „Internationale Gartenschau (igs) und Internationale Bau- 
ausstellung (IBA), Tzn. 359 bis 363. 
Henning Vöpel: Olympische Spiele in Hamburg - produktive Vision oder teure 
Fiktion?, Hamburgisches WeltWirtschaftslnstitut, Januar 2014; Jörn Quitzau, 
Henning Vöpel: Olympische Spiele in Hamburg? Die wichtigsten Fakten und Ar- 
gumente im Überblick, Joh. Berenberg & Co. KG und Hamburgisches WeltWirt- 
schaftslnstitut, Februar 2015. 
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Nutzen und Kosten Olympischerspiele 

kurzfristig langfristig 

Nutzen tangibel 

intangibel 

Kosten tangibel 

intangibel 

Einkommens- und Beschaftigungseffekte 
fiskalische Effekte 
Internationalitat 
Netzwerke und Kontakte 

Planung und Durchführung 
Infrastrukturmaßnahmen 
Uberfullung 
Lärm 

Tourismus 
Sportinfrastruktur 
extern. Bekanntheit und Image 
intern Motivation und Identifikation 
(„civic pride") 
Standortattraktivitat 
Instandhaltungskosten 
Ruckbaumaßnahmen 
Opportunitatskosten 
Flachennutzung 

Quelle: Henning Vöpel: Olympische Spiele in Hamburg - produktive Vision 
oder teure Fiktion?, Hamburgisches WeltWirtschaftslnstitut, Januar 2014 

49. Die Verwaltung hat die Planung, Koordinierung und Erstellung der 
Bid Books in Auftrag gegeben (Tz. 17). Dieser Auftrag umfasst 
u. a. die Herleitung und Kalkulation eines Kosten- und Finanzie- 
rungskonzepts sowie eine Abschätzung des sozioökonomischen 
Gesamteffekts der Ausrichtung der Spiele. 

Detaillierte Untersuchungsergebnisse liegen noch nicht vor. 

Der Senat hat im Juni 2015 erklärt, dass eine über den aktuellen 
Sach- und Planungsstand „weitergehende Darstellung der Kosten 
und Erlöse der Spiele gesondert vor dem geplanten Referendum“ 
erfolgen werde. 

50. Gemäß § 7 Absatz 2 LHO sind für alle finanzwirksamen 
Maßnahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsüntersüchüngen 
dürchzüführen. Für geeignete Maßnahmen von erheblicher finan- 
zieller Bedeütüng sind dies Nützen-Kosten-Untersüchüngen. 

51. Mit der geplanten Inansprüchnahme der Flächen aüf dem Kleinen 
Grasbrook ünd der daraüs resültierenden kostentrachtigen Verla- 
gerüng der dort ansässigen Hafenbetriebe aüf andere Flächen im 
Hafen oder in der Stadt ergeben sich erhebliche Aüswirküngen aüf 
den wichtigen Wirtschaftsfaktor Hafen. Aüch diese sind noch nicht 
näher analysiert worden. 

52. Der Rechnungshof geht davon aus, dass das Ergebnis der 
beauftragten Abschätzung des sozioökonomischen Gesamteffekts 
der Ausrichtung der Spiele die Grundlage für die erforderliche 
Nutzen-Kosten-Untersuchung bildet. Diese sollte unter Einbezie- 
hung der oben gegebenen Hinweise auch die Auswirkungen des 
Einsatzes städtischer Finanzmittel auf die staatliche Aufgaben- 
wahrnehmung insgesamt abdecken. Wegen der noch nicht abge- 

Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 1. 
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schlossenen Planungen geht der Rechnungshof davon aus, dass 
die Nutzen-Kosten-Untersuchung im weiteren Planungsprozess 
fortgeschrieben und im Falle der Durchführung der Olympischen 
und Paralympischen Spiele in Hamburg zugleich das Grundgerüst 
für eine spatere Erfolgskontrolle bilden wird. 

53. Aüch aüs Sicht der beteiligten Stellen müss es angemessene 
Betrachtungen und Beurteilungen der Wirtschaftlichkeit geben. Es 
müssten aber zugleich die mit der Bewerbung verbundene lang- 
fristig angelegte Stadtentwicklungsstrategie und weitere positive 
Effekte Olympischer und Paralympischer Spiele für Hamburg be- 
rücksichtigt werden. 

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass diese Punkte im Rah- 
men der ausstehenden Nutzen-Kosten-Analyse ausführlich und 
nach Möglichkeit in messbaren Größen betrachtet werden sollten. 

3.3 Schuldenbremse 

54. Die Realisierung und der Betrieb bzw. die Unterhaltung von 
Infrastrukturvorhaben werden zu einmaligen und laufenden Zah- 
lungen in erheblichem Umfang durch die Freie und Hansestadt 
Hamburg und ihre Tochterorganisationen führen. 

55. Zur Einhaltung der Schuldenbremse ist die Freie und Hansestadt 
Hamburg ab 2020 verpflichtet, ihre Einnahmen und Ausgaben 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen (Net- 
tokreditaufnahmeverbot).®® 

Die Vermeidung einer Nettokreditaufnahme ab 2020 setzt einen in 
Einzahlungen und Auszahlungen strukturell ausgeglichenen 
Haushalt voraus. 

Ab dem Jahr 2013 sind die jährlichen Haushaltspläne so aufzu- 
stellen, dass spätestens mit Ablauf des Haushaltsjahres 2019 kei- 
ne Nettokreditaufnahme mehr erforderlich ist. Hierfür ist ein 
kontinüierlicher, möglichst gleichmäßiger Abbaü des strüktürellen 
Defizits vorzüsehen.®® 

56. Der Senat hat hierzü erklärt: „Die Aüsrichtüng Olympischer ünd 
Paralympischer Spiele wird (...) nicht über die Aufnahme neuer 
Schulden finanziert werden. Die im Grundgesetz und der Hambur- 
gischen Verfassung festgeschriebene Schuldenbremse, die Bund 
und Länder zu einem ausgeglichenen Haushalt verpflichtet, gilt.“®® 

Artikel 109 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 143d Absatz 1 Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland; Artikel 72 Absatz 1 der Verfassung der Freien und 
Hansestadt Hamburg in der ab dem 1. Januar 2020 geltenden Fassung. 
Artikel 72 a der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 8. 
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57. Da die Planungen der erforderlichen Vorhaben, des daraus 
resultierenden Finanzbedarfs und dessen Finanzierung noch nicht 
abgeschlossen sind, können die Auswirkungen auf die Einhaltung 
der Schuldenbremse derzeit noch nicht abschließend bewertet 
werden. 

In den nachfolgenden Kapiteln 3.3.1 bis 3.3.3 zeigt der Rech- 
nungshof mögliche Risiken im Zusammenhang mit der Einhaltung 
der Schuldenbremse bei Eintreten bestimmter Annahmen auf: 

3.3.1 Abbau des strukturellen Defizits und 
Nettokreditaufnahme 

58. Mit der Verlagerung der Hafenbetriebe vom Kleinen Grasbrook auf 
andere Standorte bzw. deren Absiedlung bis Ende 2017 ist die 
HPA vom Senat beauftragt worden. Nach der Absichtserklärung 
vom 5. Februar 2015 haben die Freie und Hansestadt Hamburg 
und die HPA der Hamburger Hafen und Logistik AG als maßgebli- 
cher Mieterin von Flächen auf dem Kleinen Grasbrook zugesi- 
chert, adäquate Mietflächen zur Verfügung zu stellen, erforderliche 
Ersatzinvestitionen und verlagerungsbedingte Kosten zu über- 
nehmen sowie auf Ansprüche in Bezug auf Abriss und Altlasten- 
sanierung zu verzichten. Da im Falle einer erfolgreichen 
Bewerbung um die Ausrichtung der Spiele keine Hafennutzung auf 
diesem Gebiet mehr vorgesehen ist, handelt es sich insoweit um 
eine hafenfremde Aufgabe, wofür - soweit vorgesehene anderwei- 
tige Finanzierungen ausbleiben oder erst später erfolgen (Tz. 67) 
- Häushältsmittel äus dem Kernhäushält zu zählen wären. 

59. Mit der Durchführung in der bisherigen Häushälts- und 
Finänzplänung nicht vorgesehener zusätzlicher olympiääbhängi- 
ger Brücken- ünd Sträßenbäüprojekten äüßerhälb des Kleinen 
Gräsbrooks könnte die BWVI den Ländesbetrieb Streßen, Brücken 
ünd Gewässer öder ändere beäüfträgen. Gegebenenfälls wer- 
den die Bezirksämter einzelne Vörhäben äüfgründ ihrer Züstän- 
digkeiten dürchführen. Der Senät geht vön einer Beteiligüng des 
Bündes äüs.®^ Im Übrigen müsste für die Finanzierung der Kern- 
haushalt herangezogen werden. 

60. Mit in der bisherigen Haushalts- und Finanzplanung nicht 
vorgesehenen zusätzlichen olympiaabhängigen Maßnahmen zum 
Ausbau des U-Bahn- und Busnetzes könnte die Hamburger Hoch- 
bahn AG von der BWVI beauftragt werden. Soweit Dritte sich nicht 
beteiligen, müsste sie hierfür entsprechende Haushaltsmittel aus 
dem Kernhaushalt erhalten. 

Der Landesbetrieb ist innerhaib der hamburgischen Verwaitung ais Dienstieister 
für die Reaiisierung und bedarfsgerechte Erhaitung bauiicher Aniagen der tech- 
nischen infrastruktur tätig. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 10. 
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61. Seitens des IOC wird erwartet, dass die Freie und Hansestadt 
Hamburg mit Abschluss des Gastgeberstadtvertrags umfangreiche 
Garantien und Gewährleistungen (Tz. 76 ff.) übernimmt. Daraus 
könnte sie im Haftungsfall in Anspruch genommen werden. 

62. Es ist jedoch fraglich, ob der erforderliche, kontinuierliche und 
gleichmäßige Defizitabbau (Tz. 55) weiterhin realisiert werden 
kann, wenn zum Beispiel bis 2019 für die Freimachung der Hafen- 
flächen, den beginnenden Bau neuer Straßen und Brücken und für 
die Schaffung von zusätzlicher Verkehrsinfrastruktur für den öf- 
fentlichen Nahverkehr Haushaltsmittel aus dem Kernhaushalt auf- 
zuwenden wären, ohne dass entsprechende Zahlungen - 
beispielsweise des Bundes - zufließen würden. Bei entsprechen- 
der Höhe der Aufwendungen würde der Defizitabbau bis 2019 
nicht gelingen und nach 2019 weiterhin eine Kreditaufnahme er- 
forderlich sein. Hinzu kommen die notwendigen Zahlungen ab 
2020, wie für die Fortsetzung der Baumaßnahmen und eine even- 
tuelle Inanspruchnahme aus der Garantie- und Gewährleistungs- 
übernahme. 

3.3.2 Verzicht auf notwendige Investitionen 

63. Neben der teilweisen Finanzierüng von züsatzlichen olympiaab- 
hangigen Infrastrüktürmaßnahmen aüs dem Kernhaüshalt (Tz. 58 
ff.) wird die Freie ünd Hansestadt Hamborg künftig aüch deren 
Folgekosten (insbesondere für Betrieb ünd Unterhaltüng) finanzie- 
ren müssen. 

64. Um die für Investitionen ünd Folgekosten einzüsetzenden 
Haushaltsmittel konkurrieren insbesondere die zusätzlichen Infra- 
strukturmaßnahmen mit anderen, bereits vorhandenen Infrastruk- 
turanlagen. 

In der Vergangenheit ist wegen unzureichender oder unterlasse- 
ner Unterhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen ein erhebli- 
cher Sanierungsstau aufgelaufen, den der Rechnungshof bereits 
für Teilbereiche mit 4,7 Mrd. Euro beziffert hat.®^ 

65. Bürgerschaft®'^ und Senat®® haben sich zum Ziel gesetzt, den 
bestehenden Sanierungsstau abzubauen. Der Senat hat zudem 
erklärt, die Spiele würden „nicht über Einschnitte im Sozial-, Um- 
welt-, Kültür- oder Bildüngsbereich, über sonstige Einschnitte oder 
Privatisierüngen finanziert werden.“ Er hat seine Absicht bekräf- 
tigt, die notwendigen Mittel für den notwendigen Sübstanzerhalt 

Beratende Äußerung nach § 88 Absatz 2 LHO a. F. vom 29. November 2011 
„Nachhaltige Finanzwirtschaft“, S. 15 ff. 

“ Bürgerschaftsdrucksachen 20/2155 vom 11. November 2011 und 20/6187 vom 
30. November 2012. 
Finanzbericht 2013/2014, S. 95 und Finanzbericht 2015/2016, S. 69. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 8. 
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Öffentlicher Infrastruktur in der Stadt und die weiteren staatlichen 
Aufgaben bereitzustellen. 

66. Der Rechnungshof hält es für unumgänglich, die Investitionen so 
zu steuern, dass die bereits vorhandene öffentliche Infrastruktur 
zumindest erhalten bleibt und ein Anwachsen des Sanierungs- 
staus vermieden wird.®'^ 

3.3.3 Kreditaufnahmen oder Vorfinanzierungen 
durch Tochterorganisationen 

67. Die Einhaltung der Schuldenbremse könnte auch dann gefährdet 
werden, wenn Tochterorgänisationen die Durchführung von Maß- 
nahmen übernehmen: 

Mit der Verlagerung der Hafenbetriebe vom Kleinen Grasbrook auf 
andere Standorte bzw. deren Absiedlung bis Ende 2017 ist die 
HPA vom Senat beauftragt worden (Tz. 58). Finanziert werden soll 
dies aus den Grundstücksverkaufserlösen, die die HCH nach der 
Freimachung erzielen wird. Soweit keine (Zwischen-)Finan- 
zierung durch die Freie und Hansestadt Hamburg erfolgt, wird sei- 
tens der HPA eine Kreditaufnahme erforderlich sein. 

Die Herrichtung und Erschließung des Kleinen Grasbrooks durch 
die HCH soll auch aus den später zu erzielenden Grundstücksver- 
kaufserlösen finanziert werden. Um bereits nach einem Zuschlag 
des IOC mit den Vorhaben beginnen zu können, wird voraussicht- 
lich seitens der HCH ebenfalls zumindest eine Kreditaufnahme zur 
Zwischenfinanzierung benötigt. 

68. Ob die Grundstücksverkaufserlöse ausreichen werden, um 
Freimachung, Herrichtung und innere Erschließung sowie Kredit- 
kosten zu finanzieren, hängt von vielen Fäktoren ab, einerseits 
von der Höhe der Verlagerungs-, Herrichtungs- und Erschlie- 
ßungskosten, andererseits insbesondere von der Nachfrage Drit- 
ter nach den Grundstücken, dem realisierbaren Umfang der 
Wohnbebaüüng nach den Spielen sowie der Entwicklüng der Prei- 
se für Wohnüngsbaügründstücke bis nach 2024. 

69. Der Senat erwägt züdem, Gesellschaften zür Realisierüng von 
Infrastrukturvorhaben zu gründen, die für Errichtung oder Sanie- 
rung, Um- und Rückbau sowie Vermietung beispielsweise von 
Sportstätten verantwortlich wären. U. a. könnten nach dem soge- 

Vgl. auch Beratende Äußerung nach § 81 Absatz 2 LHO vom 21. August 2014 
„Monitoring Schuldenbremse 2014“, S. 22 f. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 9: „Der Bau des Olympi- 
schen Dorfes (...) soll beispielsweise von privaten Investoren übernommen wer- 
den. (...) Im Masterplan Olympic-City sollen die vorhandenen Flächen so beplant 
werden, dass sich das Freimachen und Herrichten der Flächen Kleiner Gras- 
brook und Überseezentrum sowie die im Rahmen der Erschließung notwendige 
Infrastruktur durch die Einnahmen aus den Grundstückserlösen gegenfinanzie- 
ren lassen.“ 
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69 nannten Mieter-Vermieter-Modell gegründete Objekt- 
Kommanditgesellschaften kreditär finanzierte Sportstätten errich- 
ten und diese für die Zeit der Spiele an die Durchführungsgesell- 
schaft vermieten, danach um- bzw. zurückbauen und an die Freie 
und Hansestadt Hamburg oder eine ihrer Tochterorganisationen 
(beispielsweise die Baderland GmbH) vermieten oder veräußern. 

70. Vorfinanzierungen von notwendigen Investitionen durch sonstige 
Dritte könnten auch im Wege von Öffentlich Öffentlichen Partner- 
schaften oder Öffentlich Privaten Partnerschaften (ÖPP) an Be- 
deutung gewinnen, um eine Verschuldung im Kernhaushalt zu 
vermeiden.^“ 

71. Die Regelungen zur Schuldenbremse lassen die Möglichkeit der 
Kreditaufnahme in rechtlich selbstständigen Tochterorganisatio- 
nen weiterhin zu. Dies darf aber nicht dazu führen, dass für Auf- 
gaben des Kernhaushalts die Kreditaufnahme in einer 
Tochterorganisation erfolgt. Maßgeblich muss sein, ob die wirt- 
schaftliche Belastung letztlich vom Kernhaushalt zu tragen ist; 
formal zulässige Gestältungen dürfen nicht zu einer Umgehung 
der Schuldenbremse ihrem Sinn und Zweck näch führen. 

72. Wenn bei den Tochterorgänisätionen Jähresfehlbeträge 
entstehen, belästen diese - gegebenenfälls über Zwischenstufen 
- ebenfälls den Kernhäushält (Eigenkäpitälspiegelbildmethode^% 
Im Fälle einer Vermietung än die Städt wäre der Kernhäushält zu- 
dem durch die zu zählenden Mietleistungen belästet. 

73. Der Rechnungshof hat bereits in der Vergangenheit gefordert, die 
intergenerative Gerechtigkeit zu wahren, indem in Nebenhaushal- 
te ausgelagerte Schulden, die bei einer wirtschaftlichen Betrach- 
tung direkt oder indirekt dem Haushalt zuzurechnen sind, in die 
Schuldenregel einbezogen werden. Auch einer Verschuldung wirt- 
schaftlich gleichkommende Geschäfte, wie es ÖPP, Leasing, Mie- 
ter-Vermieter-Modell, Zuschuss ersetzende Darlehen oder 
ähnliches sein können, sind einzubeziehen. Auch die Rech- 
nungshöfe des Bundes und der Länder häben bereits vor Jähren 
gefordert, „bei jeder ÖPP-Entscheidung zu beachten, dass Projek- 

Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 vom 27. Januar 2015. 
Beratende Äußerung nach § 81 Absatz 2 LHO vom 21. August 2014 „Monitoring 
Schuidenbremse 2014“, S. 20. 
Ebenda, S. 16. 
Nach der Eigenkapitaispiegeibiidmethode sind die Beteiiigungen der Freien und 
Hansestadt Hamburg an ihren Tochterorganisationen in Höhe von deren Eigen- 
kapitai zu bewerten. Wenn eine Tochter Aufwendungen wie zum Beispiei Kredit- 
zinsen oder Abschreibungen auf investitionen wirtschaftiich nicht tragen kann 
und deshaib Jahresfehibeträge ausweist, sinkt ihr Eigenkapitai. Dies hätte die 
Freie und Hansestadt Hamburg in der Beteiiigungsbewertung zu berücksichtigen 
und müsste ihrerseits eine Abschreibung auf den dann niedrigeren Wert des Ei- 
genkapitais der Tochter vornehmen. 
Beratende Äußerung nach § 88 Absatz 2 LHO a. F. vom 1. August 2013 „Recht- 
iiche Ausgestaitung der strategischen Neuausrichtung des Haushaitswesens“, 
S. 13 ff.; vgi. auch Bericht nach § 99 LHO a. F. vom 3. März 2011 „Haushaitsia- 
ge 2011“, S. 32; Beratende Äußerung nach § 88 Absatz 2 LHO a. F. vom 
29. November 2011 „Nachhaitige Finanzwirtschaft“, S. 11 und 14. 
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te, die sich die öffentiiche Hand bei konventioneiier Finanzierung 
nicht ieisten kann, nicht durch eine aiternative Finanzierung den- 
noch ermögiicht werden. Hintergrund ist, dass künftige Haushaite 
bei ÖPP-Projekten durch die Verpfiichtung der öffentiichen Hand 
zur Zahiung von Nutzungsentgeiten in gieicher oder ahniicher Art 
wie durch Zinsen und Tiigung gebunden bzw. beiastet werden, 
was im Ergebnis zu einer Umgehung des Neuverschuidungsver- 
bots führt.“^'^ 

3.3.4 Fazit 

74. Letztendiich kann eine konkrete Untersuchung von Maßnahmen 
erst dann erfoigen, wenn sowohi deren Finanzbedarf ais auch de- 
ren Finanzierung hinsichtiich der rechtiichen Gestaitung festste- 
hen. 

Um einschätzen zu können, was künftigen Haushaiten an Lasten 
aufgebürdet wird, ist neben der rechtiichen eine wirtschaftiiche 
Abschätzung vorzunehmen. Hierzu sind die konkreten Maßnah- 
men vor aiiem unter fünf Kriterien zu beurteiien: 

- Weiche Schuiden entstehen unabhängig von der formaien 
Ausgestaitung der Finanzierung? 

- Weiches Vermögen wird geschaffen? 

- Sind die Lasten aus Zinsen und Tiigung bzw. Abschreibun- 
gen verkraft bar? 

- Weiche Föigekösten müssen aüfgründ der neüen Vermö- 
genswerte iaufend aus dem Haushait finanziert werden? 

— Weiche wirtschaftiichen Risiken sind mit den Maßnahmen 
verbunden? 

Der Rechnungshof häit daher eine differenzierte Entscheidungs- 
aufbereitung der Finanzbedarfe und der Finanzierung aiier im Zu- 
sammenhang mit Oiympia stehenden Maßnahmen sowie deren 
Überprüfung nach Maßgabe der obigen Ausführungen für Senat 
und Bürgerschaft für erforderiich. Es muss sichergesteiit sein, 
dass entsprechend der Erkiärung des Senats (Tz. 56) der Abbau 
des struktureiien Defizits nicht gefährdet, die Einhaitung der 
Schuidenbremse gewährieistet und damit eine nachhaitige Fi- 
nanzwirtschaft betrieben wird. 

75. Die beteiiigten Steiien haben bestätigt, dass aiie in diesem 
Abschnitt aufgeworfenen Fragen einer sorgfäitigen Prüfung und 

Gemeinsamer Erfahrungsbericht zur Wirtschaftlichkeit von ÖPP-Projekten, her- 
ausgegeben von den Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe des 
Bundes und der Länder, Wiesbaden, 14. September 2011, S. 1 und 3. 
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verantwortungsvollen Entscheidung Im Rahmen der Nutzen- 
Kosten-Betrachtung bedürften. 

3.4 Gewährleistungsübernahme 

76. Unmittelbar nach der Wahl der Gastgeberstadt schließt das IOC 
mit dieser und dem NOK des Landes - sowie gegebenenfalls 
auch weiteren Beteiligten - einen Vertrag (Tz. 12).^® Ein Entwurf 
eines Gastgeberstadtvertrags für die Sommersplele 2024 hat dem 
Rechnungshof bis zum Abschluss der Erhebungen Im August 
2015 nicht Vorgelegen. Die Übersendung des finalen Vertragsent- 
wurfs für 2024 an die Bewerberstädte hat das IOC für den 
16. September 2015 angekündigt. Der endgültige Vertragslnhalt 
wird erst Im Sommer 2017 nach der Wahl der Gastgeberstadt ünd 
Vertragsschlüss feststehen. 

Der Rechnüngshof hat sich mit den Risiken der Vertragsgestal- 
tüng befasst. Um eine Befassüng von Bürgerschaft ünd Senat vor 
dem Referendüm zü ermöglichen, will der Rechnüngshof eine zü- 
gige Veröffentlichung seines Berichts erreichen. Daher war es Ihm 
zeitlich nicht möglich, den Vertragsentwurf für 2024 abzuwarten 
und zu prüfen. Die nachfolgende Darstellung muss daher auf Re- 
gelungen der Olympischen Charta basieren. Hierbei handelt es 
sich um das vom IOC als seine Verfassung bezelchnete grundle- 
gende Regelwerk. Dafür, dass die zuletzt Im Dezember 2014 ge- 
änderte OC einer grundlegenden Revision unterzogen werden 
bzw. nicht mehr Basis der Vertragsgestaltung sein wird, gibt es 
derzeit keine Anhaltspunkte. 

Ergänzend berücksichtigt der Rechnungshof die bisherige Ver- 
tragsgestaltung des IOC, wie sie zuletzt In dem zwischen IOC, 
dem NOK Chinas und der Stadt Peking am 31. Juli 2015 ge- 
schlossenen Vertragt® zum Ausdruck kommt. 

77. Aus der OC ergibt sich u. a.: 

Das IOC Ist Eigentümer aller Rechte an den Olympischen Spielen 
ünd an den „Olympischen Elgentümsrechten“.^^ Mit dem Gastge- 
berstadtvertrag betraüt das IOC die Gastgeberstadt ünd das NOK 

78 des Landes mit der Aüsrichtüng der Spiele. 

OC, Durchführungsbestimmung zu Regei 33, Nr. 3.3. 
Host City Contract XXiV Oiympic Winter Games in 2022 executed in Kuaia Lum- 
pur on the 31 st day of Juiy 2015 (HCC2022). 
OC, Regei 7 in der Übersetzung von Christoph Vedder und Manfred Lämmer: 
„Das iOC ist der Eigentümer aiier Rechte in und an den oiympischen Spieien 
und den in dieser Regei bezeichneten oiympischen Eigentumsrechten (...) Das 
oiympische Symboi, die oiympische Fahne, der oiympische Wahispruch, die 
oiympische Hymne, die oiympischen Begriffe (...), oiympische Zeichen, oiympi- 
sche Embieme, das oiympische Feuer und die oiympische Fackei (...) können, 
wenn zweckmäßig ais „oiympische Eigentumsrechte“ bezeichnet werden.“ 

™ OC, Regei 35, Satz 1. 
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Die Gastgeberstadt und das für die Ausrichtung der Spieie zu 
gründende Organisationskomitee (OK) übernehmen gesamt- 
schuidnerisch die finanzieiie Verantwortung für Ausrichtung und 
Abiauf der Spieie. Die Gastgeberstadt, das NOK des Landes und 
das OK haften gesamtschuidnerisch für samtiiche Verpfiichtungen, 
die sie einzein oder gemeinsam hinsichtiich Ausrichtung und Ab- 
iauf der Spieie eingegangen sind. Dies giit unbeschadet der von 
Dritten abgegebenen Garantien (Tz. 12). Das iOC übernimmt kei- 
ne finanzieiie Haftung hinsichtiich Ausrichtung und Abiauf der 
Spieie. 

Für den Faii der Nichteinhaitung der Oiympischen Charta oder an- 
derer Bestimmungen und Weisungen des iOC oder einer Veriet- 
zung vertragiich übernommener Pfiichten ist das iOC berechtigt, 
die Ausrichtung der Spieie jederzeit und mit sofortiger Wirkung zu 
entziehen. Dies erfoigt unbeschadet des dem iOC dadurch ent- 
stehenden (zu ersetzenden) Schadens, während der Gastgeber- 
stadt, anderen staatiichen Steiien, dem NOK des Landes und dem 
OK hieraus keine Schadensersatzansprüche gegenüber dem iOC 

61 erwachsen. 

Jegiicher finanzieiier Überschuss, der von einer Gastgeberstadt, 
einem OK oder einem NOK aus der Feier der oiympischen Spieie 
erwirtschaftet wird, ist für die Entwickiung der oiympischen Bewe- 
gung und des Sports zu verwenden. Die Bewerberstadte und 

83 das OK sind verpfiichtet, die OC zu befoigen. 

78. Darüber hinaus ergibt sich aus der bisherigen Vertragspraxis u. a.: 

Die Gastgeberstädte verpflichten sich mit Abschiuss des Vertrags 
zur Einhaitung der OC.®^Für die Durchführung der Spieie erhäit 
das OK vom iOC einen finanzieiien Beitrag, den das iOC aus 
Rundfunk- und Fernseheinnahmen gewährt.®®Zudem stehen dem 
OK Einnahmen aus der Vermarktung der Eintrittskarten, den inter- 
nationaien Marketingprogrammen, den iokaien Marketingvertragen 
sowie den Münz-, Banknoten- und Briefmarkenprogrammen zur 
Verfügung.®® 

Die Gegenieistung der Gastgeberstadt und des NOK des Landes 
besteht in der Pianung, Organisation, Finanzierung und Durchfüh- 

™ OC, Regel 35, Satz 2. 
™ OC, Regel 36, Nr. 1. 

OC, Regel 36, Nr. 2. 
OC, Regel 32, Nr. 5. 
OC, Durchführungsbestimmung 1.5 zu Regel 33; Durchführungsbestimmung 3 
zu Regel 35. 

“ HOC 2022, Abschnitt! 
HCC 2022, Abschnitt 14c. Das IOC entscheidet nach seinem alleinigen Ermes- 
sen überzahlungsplan, die Währung und alle anderen Bedingungen, die für die 
Zahlung des Beitrags gelten. Für die Durchführung der Spiele In London 2012 
zahlte das IOC einen Betrag von 1,2 Mrd. Euro. Den für die Durchführung der 
Sommersplele 2024 zu erwartenden Betrag will das IOC am 15. September 
2015 bekannt geben. 
HCC 2022, Abschnitt 14a und b. 
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87 rung der Spiele. Diese umfasst insbesondere die Bereitstellung 
des Olympischen Dorfes, der Trainings- und Wettkampfstätten 
sowie die Durchführung der Eröffnungs- und Schlussfeier sowie 
der Wettkämpfe einschließlich Technologie, Sicherheit, medizini- 
scher Versorgung und Tränsport. 

Die Gastgeberstadt, das NOK des Landes und das OK halten das 
IOC, vom IOC kontrollierte Organisationen und weitere Dritte im 
Hinblick auf Forderungen Dritter schadlos und verzichten auf An- 
sprüche einschließlich Schadensersatzleistungen des IOC und 
bestimmter Dritter aus Handlungen des IOC oder bestimmter Drit- 
ter im Zusammenhang mit den Spielen.®®Soweit im Zusammen- 
hang mit den Spielen Steuern und Zölle anfallen, kommen 
Gastgeberstadt und OK in Bezug auf das IOC und bestimmte Drit- 
te dafür auf.®® 

Gastgeberstadt, NOK des Landes und OK sind auch an nach Ab- 
schluss des Vertrags einseitig vom IOC geänderte Vorgaben ge- 
bunden. Macht eine Partei insoweit wesentliche nachteilige 
Auswirkungen auf finanzielle Rechte oder Pflichten geltend, ver- 
handelt das IOC mit dem Ziel einer für alle befriedigenden Lö- 

91 süng. 

Züdem behält das IOC sich vor, Anderüngen an den Sportarten 
ünd Veranstaltüngen vorzünehmen. Die verbindliche Schätzüng 
der ünterzübringenden Personen darf es nachreichen. Verträge 
im Züsammenhang mit den Olympischen Spielen ünd dem Olym- 
pischen Eigentum sind dem IOC zur vorherigen schriftlichen Zu- 
stimmung vorzulegen. 

79. Gemäß Artikel 72 Absatz 2 der Verfassung der Freien und 
Hansestadt Hamburg bedarf die Aufnahme von Krediten sowie die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen zulasten der Freien und 
Hansestadt Hamburg, deren Wirkung über ein Rechnungsjahr 
hinausgeht oder die nicht zum regelmäßigen Gang der Verwaltung 
gehört, eines Beschlusses der Bürgerschaft. Konkretisierend for- 
dert § 41 Absatz 1 LHO für die Übernahme von Bürgschaften, Ga- 
rantien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Auszahlungen in 
künftigen Haushalten führen können, eine der Höhe nach be- 
stimmte Ermächtigüng dürch den Haüshaltsbeschlüss oder ein 
Gesetz.®® 

B7 

B9 
90 
91 
92 
93 
94 
95 

HCC 2022, Abschnitt 1. 
HCC 2022, Abschnitt 10. 
HCC 2022, Abschnitt 50. 
HCC 2022, Abschnitt 6. 
HCC 2022, Abschnitt 7. 
HCC 2022, Abschnitt 33. 
HCC 2022, Abschnitt 29. 
HCC 2022, Abschnitte 2, 11, 17 und 19. 
Soiche Verpflichtungsermächtigungen weichen vom Grundsatz der zeitlichen 
Spezialität des Haushaltsgrundsätzegesetz (§ 27) ab und stellen eine quantifi- 
zierte Vorbelastung kommender Jahre dar. Sie resultieren aus der Notwendig- 
keit, gegebenenfalls mehrjährige Ausgaben zu erfüllen. 
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Mit einer Garantie oder sonstigen Gewährieistung sichert die Freie 
und Hansestadt Hamburg ein vermögenswertes interesse des 
Vertragspartners ab, indem sie verspricht, für ein bestimmtes Er- 
gebnis einzustehen, insbesondere die Gefahr eines künftigen, 
noch üngewissen Schadens ganz oder teiiweise zü überneh- 

96 men. 

80. Die Übernahme der gesamtschuidnerischen Haftung für 
Ausrichtung und Abiauf der Spieie, die Haftungsfreisteiiung des 
iOC sowie die Übernahme der Verpfiichtung zu Schadensersatz- 
ieistungen an das iOC (Tz. 77) dienen der Absicherung ungewis- 
ser, in der Zukunft iiegender und der Höhe nach unbeschränkter 
Risiken. 

Die sich hieraus ergebende, nahezu voiiständige Veriagerung aiier 
Risiken, insbesondere auch der Haftungsrisiken, auf eine Gastge- 
berstadt führt zu einer deutiichen ünausgewogenheit von Leistung 
und Gegenieistung. Diese wird dadurch verstärkt, dass eine Gast- 
geberstadt nach der bisherigen Vertragsgestaitung des iOC Pia- 
nungsrisiken und Einfiussnahmen ausgesetzt ist, die dazu führen 
können, dass es bei infrastrüktür- ünd Dürchführüngsmaßnahmen 
Zü erhebiichen Köstensteigerüngen kömmt. 

81. Der Rechnüngshof häit es für geboten, dass die Garantien ünd 
sonstigen Gewährieistüngen, die die Freie ünd Hansestadt Ham- 
bürg mit dem Gastgeberstadtvertrag gegenüber dem iOC über- 
nimmt, vor dem Vertragsschiüss der Höhe nach dürch den 
Haushaitsbeschiuss oder durch ein Gesetz ermächtigt werden. 
Dies setzt voraus, dass der Senat die einzeinen Risiken identifi- 
ziert, einschätzt und insgesamt monetär bewertet. 

in den Gastgeberstadtvertrag soiite eine der bürgerschaftiichen 
Ermächtigung entsprechende höhenmäßige Bestimmung der Ga- 
rantien und sonstigen Gewährieistungen aufgenommen werden. 

Zudem soiite sich der Senat mit Bück auf die Grundsätze der Wirt- 
schaftiichkeit und Sparsamkeit®^ im Rahmen der Vertragsverhand- 
iungen mit dem iOC um eine ausgewogenere Risikoverteiiung 
bemühen. 

82. Die Verwaitüng hat geitend gemacht, dass die Bedingüngen des 
abzüschiießenden Gastgeberstadtvertrags noch nicht bekannt 
seien ünd angesichts des Reformprozesses beim iOC davon aüs- 
zügehen sei, dass der neüe Vertrag sich von den vorhergehenden 

Verpflichtungsermächtigungen haben für das laufende Jahr möglicherweise ge- 
ringe kassenmäßige Wirkungen, können aber den langfristigen Spielraum eines 
Haushalts einschränken und den politischen Spielraum des künftige Haushalte 
bewilligenden Parlaments beschränken. 
WNr. 1.1 zu §41 LHO. 
Die Grundsätze der Wirtschäftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 LHO) sind bei allen 
Maßnahmen, die die Einnahmen und Ausgaben des Haushalts beeinflussen, zu 
beachten (W Nr. 1.2 zu § 7 LHO). 
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Verträgen unterscheiden werde. Zudem hat sie darauf hingewie- 
sen, dass umfangreiche vertragiiche Regeiungen zur Haftungs- 
und Risikoverteiiung und auch eine weitgehende Haftungsüber- 
nahme nur einer Vertragspartei im Rechtsverkehr zwischen Priva- 
ten sowie auch öffentiichen Akteuren übiich seien. Sie hat erkiart, 
dass es wichtig sei, die mit dem Gastgeberstadtvertrag einzuge- 
henden Risiken, soweit dies mögiich sei, zu anaiysieren und zu 
bewerten. 

83. Da eine umfassende und gesamtschuidnerische Haftungsüber- 
nahme durch die Gastgeberstadt von der OC vorgegeben ist, gibt 
es derzeit keine Anhaitspunkte dafür, dass das iOC künftig darauf 
verzichten wird. Unabhängig davon, inwieweit es aus Hamburger 
Sicht zu Verbesserungen bei der Vertragsgestaitung kommen 
wird, bieibt die Forderung des Rechnungshofs bestehen: Es ist 
Aufgabe der Verwaitung, die Risiken des neuen Entwurfs, insbe- 
sondere der Gewahrieistungsansprüche, zu identifizieren, einzu- 
schätzen und monetär zu bewerten und gegebenenfaiis auf eine 
ausgewogenere Risikoverteiiung hinzuwirken. Die mit Abgabe ei- 
ner Bewerbung verbundene Verpfiichtung der Gastgeberstadt, ei- 
nen Vertrag mit dem iOC abzuschiießen, darf nicht bedeuten, 
dass der Vertragsinhait einseitig und unverhandeibar vom iOC 
vorgegeben wird. 

3.5 Haushaltstransparenz 

3.5.1 Budgetplanung 

84. Finanzbedarfe und deren Finanzierung werden bei der 
Ausrichtung Oiympischer und Paraiympischer Spieie in drei Berei- 
che unterteiit: 

- das Bewerbungsbudget (Bid-Budget), 

- das Budget für die Organisation ünd Dürchführüng der Spieie 
(OCOG^®-Büdget) (Tz.78) sowie 

- das infrastrüktürbüdget (NON-OCOG-Büdget) für die investi- 
tionen für infrastrüktüreiie Maßnahmen. 

85. Zür Höhe des Finanzbedarfs ünd zür Frage der Finanzierüng 
dieser einzeinen Bereiche hat der Senat bis züm Abschiüss der 
Erhebung Foigendes mitgeteiit:®® 

— Die Bewerbungskosten umfassten die in der Bewerbungs- 
phase anfaiienden Pianungs- und Koordinationsieistungen, 
Werbungs- und Marketingkosten sowie die Ausgaben für die 

Organising Committee of the Olympic Games and Paralympic Games. 
Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 8 ff. 

36 



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Olympische und Paralympische Spiele in Hamburg 

transparente Darstellung des Verfahrens und der Betelll- 
gungsprozesse. Die Bundesrepublik Deutschland werde sich 
mit einem Betrag von bis zu 30 Mio. Euro beteiligen. Die 
Handelskammer Hamburg wolle eine Beteiligung der Deut- 
schen Wirtschaft In Höhe von 25 Mio. Euro einwerben. Die 
weltergehende Kalkulation des Bewerbungsbudgets sei Teil 
des Mini Bld Books und werde noch vor dem Referendum 
vorllegen. Der Senat habe bei der Bürgerschaft Mittel aus der 
„Allgemeinen zentralen Reserve“ von bis zu 15 Mio. Euro be- 
antragt. 

- Das OCOG-Budget umfasse alle Kosten für die Durchführung 
der Spiele, beispielsweise für die Veranstaltung der Wettbe- 
werbe und der Zeremonien, Dopingkontrollen, medizinische 
Versorgung, Unterbringung der Aktiven und deren Transport 
sowie die Herrichtung von temporären Wettkampfstätten. Es 
liege bei 2 bis 3 Mrd. Euro und refinanziere sich - mit Aus- 
nahme der Durchführung der Paralympics - vollständig aus 
Zuschüssen des IOC sowie Erlösen aüs Eintrittsgeldern, 
Sponsoring ünd Merchandising. Die weltergehende Kalkü- 
latlon sei Teil der zweiten Bewerbüngsphase ab Sommer 
2016. Erste Erkenntnisse könnten aber schon vor dem Bür- 
gerschaftsreferendüm benannt werden. 

- Die Investitionen für Infrastrüktürmaßnahmen könnten In 
olymplaabhänglge ünd olymplaünabhänglge Kosten üntertellt 
werden. Das NON-OCOG-Büdget setze sich vor allem aüs 
folgenden Bereichen zusammen: OlympIcCIty, Hafen, Sport- 
stätten, Medienzentren, Unterbringung, Verkehrswege, Öf- 
fentlicher Verkehr, Sicherheit, Management und Planung. Die 
Finanzierung obliege nicht ausschließlich der Freien und 
Hansestadt Hamburg. Beispielsweise solle der Bau des 
Olympischen Dorfes und des Medienzentrums von privaten 
Investoren übernommen werden. Ziel sei es, das Freimachen 
und Herrichten der Flächen des Kleinen Grasbrooks und des 
Uberseezentrums sowie die Im Rahmen der Erschließung 
notwendige Infrastruktur durch die Grundstücksverkaufserlö- 
se zu finanzieren. Zudem sei eine finanzielle Beteiligung des 
Bundes an der Ausrichtung der Spiele, Insbesondere bei der 
Verkehrsinfrastruktur und den Sportstätten zu erwarten. Ge- 
plant sei, Im weiteren Prozess Identifizierten Kostenpositionen 
eine FInanzlerungsmögllchkelt gegenüberzustellen. 

- Im Herbst 2015 werde der Senat einen Finanzreport vorle- 
gen, der die wesentlichen Kostenpositionen Identifiziere und 
die Finanzierungswege skizziere. In den weiteren Phasen 

101 werde parallel zur Planung das Finanzkonzept verfeinert. 

'“Tz. 78. 
""Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 8. 
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3.5.2 Darstellung im Haushaltsplan 
und Berichtswesen 

86. Im Aufgabenbereich 203 (Senatskanzlei, Einzelplan 1.1 Senat und 
Personalamt) ist die Produktgruppe „Spiele für Deutschland“ neu 
eingerichtet worden. 

Sie enthält die Zielsetzung, im Sommer 2017 für Hamburg den 
Zuschlag zur Ausrichtung der Olympischen und Paralympischen 
Sommerspiele 2024 zu erhalten. Die dazugehörige Kennzahl lau- 
tet: „Beiträge von Sponsoren zugunsten der Olympiabewer- 
bung“. 

87. In dieser Produktgruppe werden bis zu 10 Mio. Euro in 2015 und 
bis zu 5 Mio. Euro in 2016 bereitgestellt. Daraus sollen der Ham- 
burger Anteil an den Kosten für die Erstellüng der Bid Books an 
die Bewerbüngsgesellschaft erstattet ünd die Kosten, die die Freie 
ünd Hansestadt Hambürg selbst zü tragen hat (Sach- ünd Perso- 

103 nalkosten), finanziert werden. 

Die neüe Prodüktgrüppe ümfasst keine Finanzbedarfe für vor- 
olympische Wettbewerbeünd das Bürgerschaftsreferendüm.^“® 

88. Für die Dürchführüng der Spiele sowie für züsatzliche 
olympiaabhängige Infrastrukturvorhaben sind noch keine Veran- 
schlagungen erfolgt. Olympiaunabhängige Infrastrukturvorhaben, 
die schon begonnen oder in Planung sind, sind in den jeweiligen 
Einzelplanen veranschlagt. 

89. Die Bürgerschaft kann ihr Budgetrecht in Bezug auf die 
Olympischen und Paralympischen Spielen nur sachgerecht ausü- 
ben, wenn sie über alle damit im Zusammenhang stehenden 
Sachverhalte transparent, übersichtlich ünd züsammenhangend 
informiert ist. Hierzu gehören auch Sachverhalte, die nur mittelba- 
ren Bezug zu den Spielen haben oder nicht unmittelbar in den 
Kernhaushalt fallen, weil ihr sonst eine übergreifende Beürteilüng 
des Umfangs, der gesamtstadtischen Züsammenhange ünd finan- 
ziellen Aüswirküngen kaüm ermöglicht wird. 

90. Der Rechnüngshof erachtet es für notwendig, ab 2017/2018 an 
zentraler Stelle im jeweiligen Haüshaltsplan-Entwürf oder in ge- 

'“Bürgerschaftsdrucksache 21/711 vom 9. Juni 2015, S. 96 (Anlage 8). 
'“Bürgerschaftsdrucksache 21/795 vom 16. Juni 2015, S. 18. 
'“Für die Produktgruppe Sport sind Kosten für Transferleistungen von rund 

13,3 Mio. Euro jährlich und Verpflichtungsermächtigungen von 18,25 Mio. Euro 
jährlich veranschlagt. Allein für die Ruder-Weltmeisterschaft 2019 wird von ei- 
nem Finanzbedarf von 7,5 Mio. Euro ausgegangen, wovon die Freie und Hanse- 
stadt Hamburg im Wege einer Zuwendung voraussichtlich einen Teil 
übernehmen wird. 

'“Entsprechend dem für Volksabstimmungen vereinbarten Verfahren sollen die 
Aufwendungen der BIS (4,8 Mio. Euro) am Jahresende von der Finanzbehörde 
erstattet werden. 
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sonderten Drucksachen zu den Haushaltsberatungen der Bürger- 
schaft eine zusammenhängende Darstellung vorzulegen aller 

- mit dem Bewerbungsbudget zusammenhängenden Sachver- 
halte, 

- mit dem Durchführungsbudget unmittelbar und mittelbar in 
Zusammenhang stehenden Sachverhalte einschließlich sog. 
„Eh-da-Kosten“ und bereits getätigter Auszahlungen^“® und 

- olympiaabhängigen und olympiaunabhängigen Infrastruktur- 
vorhaben mit Hinweisen auf den Hamburger Kostenanteil. 

Ferner hält der Rechnungshof es für geboten, dass der Senat der 
Bürgerschaft in regelmäßigen Abständen umfassend über den 
Fortgang, insbesondere die finanzielle Entwicklung, aller im Zu- 
sammenhang mit der Ausrichtung der Olympischen und Paralym- 
pischen Spiele stehenden Sachverhalte berichtet. 

4. Bürgerschaftsreferendum 

91. Zum Zeitpunkt des Bürgerschaftsreferendums am 29. November 
2015 (Tz. 13)^°^ werden noch 

- keine abgeschlossenen Bedarfsplanungen (Tz.22), 

- kein belastbarer Finanzrahmen für alle erforderlichen Maß- 
nahmen, insbesondere für die Infrastrüktürmaßnahmen 
(Tz. 29), 

- kein verbindliches Finanzierüngskonzept (Tzn. 57 ünd 85) 

- keine angemessene Nutzen-Kosten-Untersuchung (Tz. 49) 

vorliegen. 

Dagegen bestehen zu diesem Zeitpunkt 

— erhebliche Planungsrisiken (Tzn. 22 und 78), 

— Kostensteigerungsrisiken (Tz. 27) und 

— ein noch nicht abschätzbares Risiko aus der Übernahme von 
Gewährleistungen gegenüber dem IOC (Tz. 77 ff.). 

'“Hierbei handeit es sich um bereits aus dem Kernhaushait finanzierte Kosten, die 
für die Ausrichtung der Spieie eingesetzt werden, zum Beispiei für die Beschäf- 
tigten der Poiizei („Eh-da-Kosten“). 

'“Der Rechnungshof geht davon aus, dass die Fragesteiiung (Tz. 13: „ (...) be- 
wirbt.“) nach ihrem Sinn und Zweck für den Faii des Zuschiags durch das iOC 
auch die Zustimmung zur Ausrichtung der Spieie umfasst. 
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92. Bürgerschaft und Senat sind an ein Bürgerschaftsreferendum 
gebunden. Eine Änderung von Beschiüssen über Voriagen ist in- 
nerhaib der iaufenden Wahiperiode auch nicht im Wege von 

106 Voiksinitiative, Voiksbegehren und Voiksentscheid mögiich. 

Die Bindung kann jedoch bei einer Voriage durch einen Beschiuss 
der Bürgerschaft beseitigt werden. Dieser wird nicht vor Abiauf 
von drei Monaten nach seiner Verkündung wirksam. Über den 
Bürgerschaftsbeschiuss kann seitens der Wahiberechtigten ein 
Voiksentscheid veriangt werden. 

93. Da die maßgebiichen Entscheidungsgrundiagen nicht bekannt 
sind (Tz. 91) und auch noch nicht bekannt sein können, darf ein 
Bürgerschaftsreferendum, mit dem sich die Bürgerinnen und Bür- 
ger für die Bewerbung aussprechen, nicht dazu führen, dass auf 
spätere Entwickiungen und Erkenntnisse nicht mehr reagiert wer- 
den kann. 

Der Rechnungshof häit vor diesem Hintergrund eine irreversibie 
Bindung an das Ergebnis des Bürgerschaftsreferendums für un- 
vertretbar. im Ergebnis würde dies bedeuten, dass weder den 
Bürgerinnen und Bürgern noch dem Senat noch der Bürgerschaft 
Handiungsoptionen verbiieben, Schaden von der Stadt abzuwen- 
den. Eine soiche Situation wäre mit einer verantwortungsvoiien 
Haushaits- und Wirtschaftsführung sowie einer nachhaitigen Fi- 
nanzwirtschaft für die Freie und Hansestadt Hamburg unvereinbar. 

94. Ais nach der Verfassung ais einziger dazu Berufener iäge es an 
der Bürgerschaft, von ihrem Recht, die Bindung an den Beschiuss 
zu beseitigen, bei Eintreten bestimmter Umstande rechtzeitig Ge- 
brauch zu machen. 

Zu soichen Umständen, die ein Umsteuern rechtfertigten, könnten 
insbesondere gehören 

- die Unmögiichkeit oder ernsthafte Gefährdung der Einhaitung 
der vom Grundgesetz der Bundesrepubiik Deutschiand und 
der von der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 
festgeiegten Schuidenbremse, 

- erhebiiche Kostensteigerungen gegenüber den Annahmen 
zum Zeitpunkt des Bürgerschaftsreferendums, 

- die Unmögiichkeit der Reaiisierung aus zeitiichen Gründen, 

'“Artikel 50 Absatz 4b der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg. 
'“Artikel 50 Absatz 4b in Verbindung mit Absätzen 4a und 4 der Verfassung der 

Freien und Hansestadt Hamburg. Mit Einführung der Absätze 4 und 4ä sollte die 
Verbindlichkeit von Volksentscheiden wesentlich erhöht werden (Bürgerschafts- 
drucksache 19/1476 vom 14. November 2008, S. 5). Das Parlament kann solche 
Gesetze und Vorlagen zwar ändern, aber die Änderungen treten nicht in Kraft, 
wenn 2,5 % der Wahlberechtigten einen Volksentscheid darüber verlangen. Bei 
rund 1,3 Mio. Wahlberechtigten wären das rund 32.500 Wahlberechtigte. 
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- die Feststellung, dass die Kosten der Ausrichtung der Spiele 
für Hamburg deren Nutzen deutlich übersteigen und 

- rechtlich und wirtschaftlich inakzeptable Bedingungen des 
IOC. 

95. Im Hinblick auf die unzureichende Erkenntnislage zum Zeitpunkt 
des Bürgerschaftsreferendums wäre es aus Sicht des Rech- 
nungshofs geboten, dass die Bürgerschaft rechtzeitig vor Ab- 
schluss des Gastgeberstadtvertrages die dann bekannten Fakten, 
Chancen und Risiken der Ausrichtung der Olympischen und Para- 
lympischen Spiele 2024 erneut bewertet. In diesem Zusammen- 
hang wäre zugleich die Option zu prüfen, unter Beachtung der 
gesetzlichen Fristen und Verfahren die Bindung an ein positives 
Bürgerschaftsreferendum aufzuheben. 

Der Rechnungshof erwartet vom Senat, dass dieser der Bürger- 
schaft regelmäßig und umfassend über den Sachstand (Planun- 
gen und verbleibende Risiken) berichtet, um eine rechtzeitige und 
sachgerechte Behandlung dieses Themas in der Bürgerschaft si- 
cherzüstellen (Tz. 90). 

5. Stellungnahme der Verwaltung 

96. Die Verwaltüng hat die begleitende Prüfüng dürch den 
Rechnüngshof aüsdrücklich begrüßt. Sie habe ebenso das Inte- 
resse, mögliche Risiken so früh wie möglich zü erkennen, ihnen in 
bestmöglicher Förm zü begegnen söwie bis züm Referendüm - 
ünd darüber hinaüs - sö detailliert, fündiert ünd präzise wie mög- 
lich über Planüngsstand, Kösten ünd Nützen söwie Finanzie- 
rüngsvarianten zü infcrmieren. Dies gelte nicht nür gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern, sondern auch gegenüber der Bürger- 
schaft. 

Die Verwaltüng weist aüf die Komplexität des Gesamtvorhabens 
mit hunderten von Einzelmaßnahmen hin. Das sorgfältige und 
schrittweise Vorgehen bei der Planung (Tz. 18) sei der Wirtschaft- 
lichkeit geschuldet und insbesondere erforderlich, weil ansonsten 
mit hoher Wahrscheinlichkeit neben sehr hohen Planungskosten 
im weiteren Verlauf potenziell hohe Umplanungskosten anfallen 
würden. Viele Planungen würden schlicht aus technischen oder 
sonstigen Gründen in dem mehrjährigen Bewerbungs- und Pla- 
nungsprozess veralten - mit wiederum hohen Folgekosten. 

In den nachfolgenden Schritten würden die Planüngen stüfenwei- 
se verfeinert, üm am Ende gemäß den Gründsätzen des Kosten- 
stabilen Baüens ünd aller weiteren bestehenden Regelüngen eine 
aüch finanzwirtschaftlich erfolgreiche Umsetzüng der Maßnahmen 
ünter Einhaltüng der Schüldenbremse zü erreichen. Dazü gehör- 
ten selbstverständlich aüch ümfangreiche Untersüchüngen züm 
Kosten-Nützen-Verhältnis ünd ein geeignetes Risikomanagement. 
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Vorbild sei die Kostenaufstellung für die Olympischen und Para- 
lympischen Spiele in London 2012. Hier hätten sich die Verant- 
wortlichen in der Anfangsphase viel Zeit für eine detaillierte 
Kostenermittlüng genommen - eine Entscheidüng, die sich im wei- 
teren Prozess aüsgezahlt habe. London habe sowohl den zeitli- 
chen als aüch den finanziellen Rahmen eingehalten ünd 
gleichzeitig ein hohes Maß an Transparenz gewährleistet. 

Durch die gewählte Vorgehensweise werde sowohl die Einhaltung 
der vom IOC vorgegebenen Regularien, eine wirtschaftliche ver- 
antwortungsvolle Planung im Sinne einer nachhaltigen Stadtent- 
wicklung als auch im gesamten Verfahren ein Vorgehen nach den 
in Hamburg geltenden gesetzlichen Vorgaben und Grundsätzen 
ordentlichen Verwaltungshandelns möglich. Aus Sicht der beteilig- 
ten Stellen erfolge eine differenzierte Entscheidungsaufbereitung. 
Eine bestmögliche Ermittlung von Kosten, möglicher Kostenvertei- 
lung, dem Verhältnis von Kosten und Nutzen, Wirtschaftlichkeit 
sowie möglichen Erlösen seien in diesem Zusammenhang eine 
zentrale Entscheidungsgrundlage für das Referendüm. Züdem 
fänden mit dem Bünd Gespräche mit dem Ziel einer geeigneten 
Beteiligüng stätt. Ein Referendüm Ende Növember 2015 sei näch 
älledem vcr dem Hintergründ des differenzierten Vergehens güt 
vertretbär. 

Die Verwältüng ist weiter der Aüffässüng, däss der Gästgeber- 
städtverträg für die Spiele 2024 äüch hinsichtlich der Verteilüng 
vön Häftüngsrisiken ein im ällgemeinen Rechtsverkehr nicht ünüb- 
licher Verträg sein werde. Um gleiche Bedingüngen für die Bieter 
zü Schäften, sei der Verträgstext für älle Bewerberstädte gleich. Er 
sei nicht individüell verhändelbär, lässe äber bei der Kenzeptge- 
staltung Freiraum. Im Rahmen des Bewerbungsverfahrens für die 
Spiele 2024 würden gegenüber dem Gastgeberstadtvertrag 2022 
(Tz. 76) weitergehende Überarbeitungen in Form von Kürzungen 
und Vereinfachungen erwartet, etwa bei der Reduzierung der 
7.000-seitigen Durchführungshandbücher auf eine 300-seitige An- 
lage. 

97. Der Rechnungshof äußert sich zu der Stellungnahme der 
Verwaltung wie folgt: 

Ihm erscheint das von der Verwaltung gewählte stufenweise Vor- 
gehen im Hinblick äuf die erst 2017 änstehende Entscheidung des 
IOC nächvollziehbär und für sich genommen wirtschäftlich. Zürn 
Zeitpünkt des Referendüms im November 2015 erwärtbäre Er- 
gebnisse könnten äber selbst bei einer forcierten Plänüngsärbeit 
für eine äbschließende ünd endgültige Entscheidüng in Hämbürg 
bei Weitem noch nicht äüsreichend sein - däs liegt in der Nätür 
der Säche. Insbesondere werden Infrästrüktürvorhäben ein- 
schließlich Sicherheitskonzept (Tz. 22 ff.) nicht in einer Plänüngs- 
reife bzw. Verbindlichkeit ausgearbeitet sein können, die 
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erhebliche Kostenänderungen ausschließen oder zumindest un- 
wahrscheinlich machen (Tz. 27). 

Die Durchführung des Referendums zu dem gewählten Zeitpunkt 
erscheint schon vor dem Beweggrund, die Bewerbung Hamburgs 
beim IOC zu starken, durchaus nachvollziehbar. Allerdings stellt 
es sich dem Rechnungshof vor dem Hintergrund des dargestellten 
möglichen Standes von Planungen, Kostenermittlungen und Fi- 
nanzierungsabsprachen als unvertretbar dar, ein zustimmendes 
Ergebnis des Referendums als unumkehrbar zu betrachten 
(Tz. 93). 

Der von der Verwaltung angeführte Vergleich mit dem Verfahren 
der Kostenaufstellung für die Spiele in London 2012 kann wegen 
des kurzen Zeitraums bis zum Referendum nur eingeschränkt 
herangezogen werden. In London ist im Sommer 2005 mit der de- 
taillierten Kostenaufstellung begonnen worden. Der im März 2007 
vorgelegte Finanzbedarf ist nicht überschritten worden, während 
der in den Bewerbüngsünterlagen in 2005 genannte Finanzbedarf 
üm ründ 100 % überschritten würde (Fn. 1). 

Hinsichtlich des Gastgeberstadtvertrags verweist der Rechnüngs- 
hof aüf seine Feststellüngen (Tzn. 81 ünd 83). Die von der Verwal- 
tüng erwarteten Änderüngen sind aüs der Olympischen Agenda 
2020 des IOC (Reformprozess Tz. 82) abgeleitet. Sie sind aber 
nicht geeignet, die vom Rechnüngshof dargestellten Risiken (Tz. 
77 f.) nennenswert zü mindern. Da eine Anderüng der Olympi- 
schen Charta nicht in Rede steht, geht der Rechnüngshof weiter- 
hin davon aüs, dass das IOC mit Vorlage des 
Gastgeberstadtvertragsentwürfs eine ümfassende ünd gesamt- 
schuldnerische Gewahrleistungsübernahme von den Bewerbers- 
tädten verlangen wird. Der Umstand, dass der Vertragstext - und 
damit auch die Risikoverteilung - als nicht verhandelbar angese- 
hen wird, macht eine sorgfältige Bewertung der Verwaltung in der 
beschriebenen Weise (Tz. 83) umso unverzichtbarer. 

Vor diesem Hintergrund hält der Rechnungshof insgesamt an sei- 
ner Einschätzung fest, dass für eine unumkehrbare Festlegung 
Hamburgs derzeit die Voraussetzungen fehlen und die Bürger- 
schaft die Bewerbüng rechtzeitig erneüt bewerten möge (Tz. 95). 

Hambürg, den 8. September 2015 

Dr. Stefan Schülz Michael Otto-Abeken Elisabeth Seeler-Kling 

Joachim Mose Philipp Hafner 
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